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EINLEITUNG


Ludwig III., ältester Sohn und Nachfolger des Prinzregenten Luitpold, regierte ab 1913 als König. Zum Zeitpunkt seiner Thronbesteigung deutete kaum etwas darauf hin, dass die konstitutionelle Monarchie, die ihre klassische Blütezeit im 19. Jahrhundert erlebt hatte, nur wenig später als Staatsform abgelöst würde – und deren Repräsentanten aus dem öffentlichen Leben verschwänden. Der König von Bayern stürzte jedoch im Zuge der Novemberrevolution des Jahres 1918 ebenso wie der Kaiser und die übrigen Bundesfürsten vom Thron. Seine Absetzung bedeutete den dramatischen Schlussakt der 738 Jahre überdauernden wittelsbachischer Herrschaft.


In der Rückschau mag das abrupte Ende der Monarchie angesichts eines vierjährigen, verheerenden Weltkrieges folgerichtig erscheinen. Die ältere Revolutionsforschung ließ sich darüber hinaus verleiten, die finale Phase der Monarchie als sukzessive Niedergangsgeschichte zu beschreiben, deren Ursprung in den Krisen der Vorkriegszeit wurzelte. Dieses Verdikt greift jedoch zu kurz und ist in den Bereich der politischen Mythen zu verweisen. Insbesondere mit Blick auf das Königreich Bayern muss man sich gegen gängige historische Interpretationen wenden. Neben den Niedergangssymptomen müssen auch die vielfältigen Chancen des Königtums in der Moderne betrachtet werden.


Das Interesse dieser Arbeit ist die Monarchie im Staatsgefüge sowie die Rolle der Königsfamilie im Vorfeld und während des Ersten Weltkriegs. Für die Analyse wird der Betrachtungsrahmen über das Königreich auf den deutschen Nationalstaat und darüber hinaus erweitert. Es soll gezeigt werden, dass das Haus Wittelsbach erheblich auf Politik, Kultur, Gesellschaft und Kriegsgeschehen einzuwirken vermochte. Der Blick wird über die staatlichen Strukturen und sozialen Machtverhältnisse hinaus auf die kulturelle Festsetzung von Symbolen und gesellschaftliche Diskurse gerichtet. Neben dem politischen, militärischen und karitativen Handeln der Königsfamilie sollen dessen symbolische Dimensionen beleuchtet werden. Symbolische Politik wird hierbei, im Sinne der neueren Kulturgeschichte, nicht etwa als Gegenstück zu realer politischer Entscheidungskompetenz begriffen, sondern vielmehr als deren integraler Bestandteil und legitimatorische Grundlage.


Vor und während des Ersten Weltkriegs unternahmen die Wittelsbacher große Anstrengungen zur Popularisierung, Neulegitimierung und Machterweiterung. Die Dynastie verfügte über ein weitverzweigtes Netzwerk, das ihr erhebliches Gewicht und weitreichende Handlungsmöglichkeiten verschaffte. Der Einfluss und die Rolle des Königs sowie der königlichen Familie innerhalb der komplexen politischen, gesellschaftlichen und militärischen Machtarchitektonik des Deutschen Reichs wurden indes bislang nie differenziert in den Blick genommen.


Will man tragfähige Urteile über die Beschaffenheit der bayerischen Monarchie in der Moderne fällen, müssen deren tatsächliche Handlungsspielräume, deren politische, soziale und militärische Chancen, deren Rolle in der politischen Kultur und nicht zuletzt die Ursachen des Scheiterns kritisch herausgearbeitet werden. Dabei sollte man jedoch nicht, wie üblich, vom rückwärtsgewandten Standpunkt der Novemberrevolution ausgehen. Der bayerischen und reichsdeutschen Politik-, Gesellschafts-, Kultur- und Militärgeschichte während des Ersten Weltkriegs können dabei zahlreiche bisher unbekannte Aspekte abgewonnen werden.


Bis Mitte der 1920er Jahre erschienen einige Arbeiten, in denen die Rolle der bayerischen Monarchie im Krieg als unkritische ‚Hurra-Geschichte‘ und, hinsichtlich der schwelenden Kriegsschuldfrage, in teils revisionistischer Absicht dargestellt wurde.1 Daneben begann, in Form mehrerer Biografien, eine Verklärung der Mitglieder des Königshauses.2 Von Zeitgenossen wurde die Revolution von 1918 als ‚Theatercoup‘ landfremder Revolutionäre charakterisiert. Diese Deutung wurde mehrfach modifiziert.3 Eine wissenschaftliche Aufarbeitung der konstitutionellen Monarchie fand auch in der Weimarer Zeit kaum statt, da die Monarchie durch die Umstände ihres Scheiterns weiter politisiert wurde. Die Diskussionen um den Versailler Vertrag, die Kriegsschuld- und die Auslieferungsdebatten lieferten gute Gründe, derartige Debatten zu vertagen.4


Während des Dritten Reichs spielte die Forschung zur Monarchie keine Rolle. Erst nach 1945 setzte eine tatsächliche Auseinandersetzung ein. Der Zusammenbruch von 1918 diente als Erklärungsversuch für die deutsche Katastrophe von 1933. Die unbewältigte monarchische Tradition wurde als Ursache für eine autoritäre Disposition in Deutschland diagnostiziert. Die Monarchie geriet jedoch als Objekt einer historischen Forschung, die sich zunehmend als Struktur- und Sozialgeschichte verstand, ab den 1960er Jahren ins Abseits. Aus strukturgeschichtlicher Sicht haftete der Monarchie deutscher Prägung das Stigma einer genuin unmodernen Institution an, die auf der Verliererseite der Geschichte stand. Sie galt als unauflösbar personalisiert und wurde mit allem konnotiert, was historiografisch überholt zu sein schien.5


Ausgehend von Karl Bosl fand eine struktur- und sozialgeschichtliche Deutungsvariante Akzeptanz, die von einer jahrzehntelangen monarchischen Verfallsgeschichte und einer gleichzeitigen Emanzipationsgeschichte der Parlamente ausging. Beispiele dieser deterministischen Lesart sind bei Willy Albrecht, Karl-Ludwig Ay und Karl Möckl zu finden.6 Dabei wurde insbesondere die Prinzregentenzeit als folgerichtige Vorgeschichte der Revolution begriffen. Das Ende der Monarchie erscheint aus dieser Perspektive als das unabwendbare Ergebnis einer Entwicklung, die von Reformverschleppung und Reformunfähigkeit, von der Diskrepanz zwischen gesellschaftlicher und politischer Realität gekennzeichnet war.7


Im Rahmen der Fischer-Kontroverse wurden von Karl-Heinz Janßen die Kriegszielpläne der bundesstaatlichen Herrscher kritisch hinterfragt.8 Dem föderalen Charakter des politischen Systems des Kaiserreichs trug Ingeborg Koch auch in ihrer Studie aus dem Jahr 1961 Rechnung.9 Eine weitere, staatstheoretische Deutung verstand das Scheitern des in der Verfassungsentwicklung angeblich transitorischen Stadiums der konstitutionellen Monarchie als Schlusspunkt einer Entwicklung von der absoluten Monarchie hin zur parlamentarisch-republikanischen Demokratie.10 Diese modernisierungstheoretisch gewendete Perspektive findet sich beispielsweise bei Ernst-Wolfgang Böckenförde11 oder Ernst Rudolf Huber.12


Mittlerweile ist ein erstaunlich wiedererstarkes Interesse an der Monarchiegeschichte zu beobachten.13 Eine Reihe von Themen, die im englischsprachigen Raum gesetzt wurden, wurde von der deutschen Forschung aufgenommen. Dies trug dazu bei, das Thema vom Ruf der Rückwärtsgewandtheit zu befreien. Kulturwissenschaftlich orientierte Fragestellungen und neue theoretische Ansätze zu Symbolik, Performanz, Theatralität und Repräsentation rückten die Monarchie zurück ins Rampenlicht. Neuere Studien betonten die Wechselseitigkeit von Monarchie und bürgerlicher Gesellschaft und definierten Partizipationschancen. Ebenso fand die Mediengeschichte der Monarchie vielfach Beachtung. Aus der kulturalistischen Perspektive heraus geraten heute auch die Chancen der Monarchie in der Moderne in den Blick. Gleichzeitig lässt sich der Prozess einer massiven Umformung der Monarchie beobachten, der immer neue Erwartungen der Öffentlichkeit hervorrief.14


Überdies ist seit den 1990er Jahren in der deutschen und internationalen Forschungslandschaft ein großes Interesse sowohl am Deutschen Kaiserreich als auch am Ersten Weltkrieg feststellbar.15 Bereits im Umfeld des neunzigjährigen Jubiläums des Ausbruchs des Ersten Weltkriegs beschäftigten sich etliche Darstellungen mit dessen Militär- und Politikgeschichte.16 Der Einfluss des Hauses Wittelsbach auf die deutsche Politik und Kriegführung im Ersten Weltkrieg wurde bisher nicht bestimmt, wohingegen die Militärgeschichte bayerischer Einheiten gut erforscht ist.17 Daneben manifestierte sich der Boom der Weltkriegsforschung in Studien zur Alltags- und Mentalitätsgeschichte.18


Hinsichtlich einer politischen Kulturgeschichte der Endphase der bayerischen Monarchie bestehen nach wie vor erhebliche Desiderate. Die bayerische Landesgeschichte während des Ersten Weltkriegs wurde in politik- und sozialhistorischer Hinsicht zwar mehrfach untersucht, hier spielte die Monarchie jedoch kaum eine Rolle. Untersuchungen zur Herrschaftspraxis beschränken sich fast ausnahmslos auf das 19. Jahrhundert.19 Werner K. Blessing untersuchte indes bereits früh den Zusammenhang zwischen monarchischer Herrschaftsinszenierung und politischer Loyalität.20 Karl Möckl setzte sich mit Aufbau, Rolle und Funktion der bayerischen Hofgesellschaft auseinander.21 Katharina Weigand diagnostizierte für die Monarchie während der Prinzregentenzeit eine gezielte Inszenierung von Volkstümlichkeit.22 Simone Mergen konstatierte eine schrittweise Erweiterung und Öffnung der Herrschaftsinzenierung hin zu bürgerlichen Festelementen.23 Cajetan von Aretin veranschaulichte die Vermögensverhältnisse der Wittelsbacher zwischen 1916 und 1923.24 Die Gesamtgeschichte des Königreichs Bayern wurde von Michael Körner im Jahr 2006 kritisch reflektiert.25


Häufig schränkten biografisch-anekdotische Tendenzen die Monarchieforschung auf Kosten struktureller Analysen ein. Das bedeutet allerdings nicht, dass der Blick auf die handelnden Personen nicht weiterführend wäre.26 Auf biografischer Ebene wurden Studien zu einzelnen Mitgliedern des bayerischen Königshauses veröffentlicht. Heute ist der letzte König von Bayern weitestgehend vergessen und allenfalls in folkloristischer Verklärung präsent. Das liegt vor allem daran, dass ihm nicht die Aufmerksamkeit geschenkt wurde wie den meisten seiner Vorgänger. Unter anderem Alfons Beckenbauer, Hans-Michael Körner und Hubert Glaser beschäftigten sich wissenschaftlich mit der Lebensgeschichte Ludwigs III.27


In Vergessenheit gerieten auch Königin Marie Therese von Bayern sowie die Vielzahl öffentlich exponierter Königlicher Hoheiten. Die Lebensgeschichte der letzten bayerischen Königin wurde von Martha Schad nachgezeichnet.28 Die Biografien der bayerischen Prinzessinnen und Prinzen waren meist nur durch aufwändige Quellenarbeit zu rekonstruieren. Biografische Studien existieren zu Prinzessin Therese, zu Prinz Leopold, sowie zum Kronprinzen Rupprecht. Die älteren Lebensbeschreibungen des Kronprinzen – unter anderem von Kurt Sendtner, Walter Goetz und Erwein Freiherr von Aretin – zeichnen ein interessantes, aber unkritisches Porträt. Das von Dieter J. Weiß veröffentlichte Lebensbild schöpft eine Vielzahl an Quellen aus.29


Prinz Leopold wurde bereits im Jahr 1920 mit einer Biografie bedacht, die wissenschaftlichen Kriterien jedoch nicht standhält.30 1983 veröffentlichten Hans-Michael und Ingrid Körner einen Teil seiner Lebenserinnerungen.31 Selbst militär- und politikgeschichtliche Darstellungen zum Oberkommando Ost gehen nicht auf die herausgehobene Rolle des Prinzen ein.32 Hadumod Bußmann veröffentlichte eine Biografie zu Prinzessin Therese, die trotz tiefen Einblicken in Persönlichkeit und Wirken der Prinzessin strukturelle Erkenntnisse zur monarchischen Ordnung vermissen lässt.33


Im Gegensatz zum Königreich Bayern wurde die Endphase monarchischer Herrschaft auf der Ebene des Kaiserreichs in jüngster Zeit vielfach aus neuen Perspektiven hinterfragt. John C. G. Röhl lieferte im Jahr 2008 den dritten und letzten Band seiner monumentalen Biografie Wilhelms II. ab. In diesem Standardwerk erneuerte er seine negative Einschätzung der Persönlichkeit des Kaisers. Trotz gegenteiliger neuerer Forschungen überschätzt er die Macht des Reichsmonarchen und schenkt den genuin modernen Aspekten der Institution Monarchie kaum Beachtung.34 Ein Gegenstück bildet die Arbeit Christopher Clarks zur Herrschaft des letzten Kaisers, die indes nur schwer mit Röhls Werk vergleichbar ist.35


In einem von Annika Mombauer und Wilhelm Deist 2003 herausgegebenen Sammelband zur Rolle Wilhelms II. im Kaiserreich wurden neue Perspektiven auf die monarchische Herrschaft in der Moderne eröffnet. Bernd Sösemann richtete seinen Blick in dieser Publikation auf die Repräsentationsformen der Reichsmonarchie, Holger Afflerbach analysierte die Rolle des Kaisers als Oberster Kriegsherr, während Isabell Hull sein Verhältnis zu den militärischen Eliten beleuchtete.36 Wolfgang König beschrieb die modernen Aspekte der Monarchie, indem er den Blick auf deren Verbindungen zur technisch-industriellen Welt richtete.37 Alexander König veröffentlichte eine Studie zum Machtpotenzial des letzten Kaisers, welche gängige Interpretationen differenzierte.38 Frank Lorenz Müller lieferte zuletzt eine bemerkenswerte Diagnose zur Rolle europäischer Thronfolger im ‚langen‘ 19. Jahrhundert.39


Wolfram Pytas Hindenburg-Biografie bereicherte die Forschung zur Monarchie, indem sie Fragen nach charismatischer Herrschaftslegitimation während des Ersten Weltkriegs nachging.40 Johannes Paulmanns Arbeit zur Repräsentation der europäischen Monarchen bis zum Ersten Weltkrieg analysierte internationale Strukturen und symbolisches Handeln der Monarchen.41 Martin Kohlrausch ging der Frage nach, inwieweit Monarchie und Massenmedien sich gegenseitig beeinflussten und welche Konsequenzen dies für die monarchische Ordnung hatte.42 Der Sammelband zum Erbe der Monarchie, den Thomas Biskup und Martin Kohlrausch im Jahr 2008 herausgaben, bilanzierte facettenreich die Nachwirkungen der kulturellen politischen Aspekte der konstitutionellen Monarchie nach 1918.43


Lothar Machtans Monografie zum Scheitern monarchischer Herrschaft44 zeichnet indes eine einseitig-kritische Skizze einer royalen Niedergangshistorie. Neuere Forschungen zur Medien- oder Repräsentationsgeschichte oder wissenschaftliche Kontroversen griff er dort nicht auf. Der Monarchie sprach er jegliches Entwicklungs- oder Modernisierungspotenzial ab. Die Analyse geriet dementsprechend verzerrt.45 Die Revolution von 1918 wurde überdies in der Geschichtsforschung lange Zeit vernachlässigt. Während über Jahrzehnte deterministische Interpretationen vorherrschten, stellt die politische Kulturgeschichte, für die eine reine Erfolg-Scheitern-Dichotomie von nachrangiger Bedeutung ist, nun Fragen nach Kommunikation, Repräsentation, Symbolik und Diskursstrategien in den Vordergrund.46


Für die vorliegende Arbeit wurde eine vielfältige private, militärische, diplomatische, ministerielle und publizistische Quellenüberlieferung verwendet. Zentrale Bestände wurden im Bayerischen Hauptstaatsarchiv Abt. III (Geheimes Hausarchiv) herangezogen. Es bestand Gelegenheit, die bisher mehrheitlich unzugänglichen Nachlässe König Ludwigs III. von Bayern, der bayerischen Königin Marie Therese, des Kronprinzen Rupprecht von Bayern sowie des Prinzen Leopold von Bayern zu nutzen. Ebenso konnten die Nachlässe zahlreicher weiterer Prinzessinnen und Prinzen herangezogen werden. Die zahlreichen Nachlässe der Mitglieder des Königlichen Hauses vermitteln in Form von Tagebüchern, schriftlichen Korrespondenzen und anderen persönlichen Aufzeichnungen hervorragende Einblicke in das Selbstbild, die Zielsetzungen und Aktivitäten der Protagonisten sowie die Strukturen der Institution Monarchie.


Zudem konnten die Aktenüberlieferung des Geheimen Zivilkabinetts, die Akten des Obersthofmarschallstabes sowie die Presseausschnittsammlung der Königin ausgewertet werden. Überdies wurden die im Geheimen Hausarchiv befindlichen Nachlässe des bayerischen Kriegsministers von Hellingrath, des Hofmarschalls des bayerischen Kronprinzen, Franz von Redwitz, sowie des mit dem Kronprinzen befreundeten Arztes Otto Lanz hinzugezogen.


In Abt. II des Bayerischen Hauptstaatsarchivs (Neuere Bestände) konnte Einsicht in die Akten verschiedener Staatsministerien genommen werden. Zudem wurden Protokolle des Ministerrates, des Staatsrats sowie der Arbeiter- und Soldatenräte verwendet. In Abt. IV des Bayerischen Hauptstaatsarchivs (Kriegsarchiv) wurden die Offizierspersonalakten sämtlicher männlicher Mitglieder des bayerischen Königshauses, Bestände des bayerischen Kriegsministeriums sowie Akten des Militär-Max-Joseph-Ordens ausgewertet. Die Feldpostsammlung der Prinzessin Therese wurde ebenfalls herangezogen. Von Interesse waren die Nachlässe der bayerischen Generale Felix von Bothmer sowie Konrad Krafft von Dellmensingen. Außerdem konnten relevante Akten des bayerischen Militärbevollmächtigten im Großen Hauptquartier, Akten der Armeeoberkommandos der 6. Armee, der 19. Armee, der Kaiserlichen Deutschen Südarmee sowie der Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht eingesehen werden.


Ferner wurde der in Abt. V des Bayerischen Hauptstaatsarchivs (Nachlässe und Sammlungen) gelagerte Nachlass des bayerischen Innenministers Maximilian Freiherr (ab 1916: Graf) von Soden-Fraunhofen genutzt. Weitere wertvolle archivalische Fundstücke befanden sich unter anderem im Haus-, Hof- und Staatsarchiv des Österreichischen Staatsarchivs in Wien, im Kriegsarchiv des Österreichischen Staatsarchivs sowie im Hauptstaatsarchiv Stuttgart des Landesarchivs Baden-Württemberg.





KAPITEL 1


ANTEBELLUM



DAS ENDE DER PRINZREGENTENZEIT


Die Situation der bayerischen Monarchie war seit 1886 in mancherlei Hinsicht misslich. Ludwig II. war entmündigt worden und wenig später unter ungeklärten Umständen verstorben. Mit seinem Tod war die Krone an seinen 38-jährigen, geisteskranken Bruder gefallen.47 Durch die Regierungsunfähigkeit des körperlich gesunden Königs war für die Monarchie ein Schadensfall eingetreten, dessen Behebung durch die Verfassung nicht geregelt war. Prinz Luitpold, ein Onkel des Königs, führte die Reichsverweserschaft fort, die er schon anstelle von Ludwig II. übernommen hatte.48 Die vorauszusehende lange Dauer des Provisoriums stand nach Anschauung weiter Kreise der monarchischen Idee entgegen.49 Über mehr als 26 Jahre sollte er letztlich die Regentschaft innehaben. Als „Prinzregent“ verfügte er weder über die Souveränität des Königreichs, noch war er in seiner Stellung den Bundesfürsten rangmäßig gleichgestellt. Ihm stand weder die monarchische Titulatur „Majestät“ noch ein Anspruch auf die Insignien des Monarchen zu.50


Das Königshaus war während der Regentschaft mehr denn je auf ein positives Bild in der Öffentlichkeit angewiesen. Der repräsentative Aufwand des Prinzregenten war nach dem Prestigeeinbruch der Krone durch das Königtum Ludwigs II. – der sich seit den späten 1860er Jahren mehr und mehr aus der Öffentlichkeit zurückgezogen hatte – und der Demontage des Königs durch dessen Entmündigung und Tod existenziell geworden, da das idealisierte Herrscherbild der Öffentlichkeit schwer gelitten hatte.51 Der als volkstümlich dargestellte Prinzregent eignete sich hervorragend als Integrationsfaktor. Sein hohes Alter verlieh ihm zunehmend eine Aura von Weisheit und Milde. Gleichsam verkörperte er durch seine militärische Haltung eine natürliche Autorität. Luitpold gelang es durch seine leutselige Art, den Eindruck zu vermitteln, er entstamme der Mitte des heimatbewegten Volkes. Die königliche Familie wurde als Verteidigerin der bayerischen Sonderstellung im Kaiserreich wahrgenommen. Der Widerstand gegen Zentralisierungstendenzen betraf indes meist Fragen des militärischen Bereichs und war nicht von großem Erfolg gekrönt. Rein äußerlich ließ sich jedoch die Illusion eines energischen Einsatzes für die bayerische Eigenständigkeit gut vermitteln. Diesen Nimbus nutzte man, um die königliche Familie vor Kritik zu schützen.52


Luitpold nutzte die Möglichkeit, durch öffentliche Auftritte die volkstümliche Popularität zu erreichen, die eigentlich dem Monarchen zukam. Im engeren politischen Bereich war der greise Prinzregent indes in hohem Maß von seinen engsten Beratern abhängig, vor allem den ihm nahestehenden Generaladjutanten, Chefs seiner Geheimkanzlei und Staatsministern.53 Mit zunehmendem Alter konnte er seine Stellung nicht mehr in vollem Umfang ausüben. In seinen letzten Lebensjahren wurden seine repräsentativen und protokollarischen Aufgaben verstärkt von seinem ältesten Sohn übernommen.54 Auslandsreisen mit repräsentativem Charakter unternahm er nicht mehr.55 In seinen letzten Lebensjahren ging die bösartige Anekdote um, der Prinzregent sei bereits tot, aber man dürfe es ihm nicht sagen, sonst rege er sich zu sehr auf.56


Laut einem geheimen ärztlichen Gutachten von Ende Oktober 1912 litt der inzwischen 91-jährige Luitpold an Arteriosklerose. Eine „zeitweise Beeinträchtigung der Gehirnfunktionen gleiche sich aber wieder aus, so dass auch wieder normale Zustände einträten. Von einer Regierungsunfähigkeit oder Bestimmungsunfähigkeit sei […] keine Rede.“57 Die Regierung beschloss für den Fall seines Able-bens, den Prinzen Ludwig zu ersuchen, die Regentschaft anzutreten und den Landtag einzuberufen. Ferner wurde ein neuerliches ärztliches Gutachten zum Gesundheitszustand des nominellen Königs in die Wege geleitet. Noch immer kursierten Gerüchte, dieser sei gar nicht geisteskrank – dies galt es zu widerlegen.58


Am 12. Dezember 1912 verstarb Prinzregent Luitpold.59 Durch eine Bekanntmachung wurde die Amtsübernahme durch Ludwig kommuniziert. Es hieß, da das schwere Leiden des Königs Otto weiterbestehe, legten die „Bestimmungen der Verfassungsurkunde [dem Prinzen Ludwig] als dem nach der Erbfolge-Ordnung nächstberufenen Agnaten die schwere Pflicht auf, die bestehende Reichsverwesung fortzusetzen.“ Verfassungsgemäß wurde die Einberufung des Landtags auf den 21. Dezember 1912 verfügt.60 Fast im gesamten Spektrum der Presse wurde der neue Regent mit Sympathie begrüßt. Seine Persönlichkeit, seine Eigenschaften als Privatmann und Familienvater sowie sein Interesse an allen Fragen des öffentlichen Lebens wurden lobend hervorgehoben. Zudem wurden seiner Gattin Marie Therese und seinem ältesten Sohn Rupprecht unzählige, häufig reich bebilderte Artikel gewidmet.61
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Abbildung 1: Prinzregent Ludwig von Bayern





In der Presse kam umgehend die Frage nach der Beendigung der Regentschaft auf. Die „Münchner Neuesten Nachrichten“ fragten am 12. Dezember im Vorabendblatt: „Prinz-Regent Ludwig – oder König Ludwig III.?“ Die Zeitung stellte fest, dass der „ehrwürdige Greis, der in der Residenz in der verflossenen Nacht die Augen“ geschlossen habe, zwar lediglich den Titel des Prinzregenten getragen habe. Seine harte Arbeit und persönliche Würde hätten jedoch dazu beigetragen, dass ihm fast alle landesherrlichen Prärogative eines Bundesfürsten zugestanden wurden.


Die Zeitung zog den Schluss, dass der Regentschaft nun ein Ende bereitet werden solle: „Nur im Könige ist persönlich und staatsrechtlich ohne jede Hemmung die Einheit gegeben: Dass er niemandem als vor seinem Gewissen und vor Gott verpflichtet und unverantwortlich, doch zugleich nicht um seines, sondern um des Staates Willen herrscht, dass er nicht persönliche, sondern Staatsinteressen verfolgt, dass seine Gewalt keine egoistisch bestimmte, kein privatrechtliches Eigentum, sondern eine öffentliche, eine Staatsgewalt und zwar der höchste Ausdruck der Staatsraison im Verfassungsstaate“ sei.62


Staatspolitisch war es verständlich, dass nach einem sichtbaren Träger der Regierungsgewalt verlangt wurde. Die Verfassung hatte jedoch für den Fall einer dauerhaften Reichsverwesung keine Vorsorge getroffen.63 Prinzregent Luitpold hatte sich nie ganz vom Odium einer Mitschuld an der so genannten ‚Königskatastrophe‘ von 1886 lösen können. Durch eine Absetzung seines geisteskranken Neffen Otto wollte er sich nicht dem Vorwurf der Thronusurpation aussetzen. Da er Pläne zur Regentschaftsbeendigung abgelehnt und darüber hinaus deren öffentliche Erörterung untersagt hatte, wurde die Frage erst wieder mit seinem Tod aktuell. Als einzig gangbarer Weg, den regierungsunfähigen König Otto abzusetzen, die Thronfolge zu eröffnen und das monarchische Prinzip formal unangetastet zu belassen, schien ein durch den Landtag zu beschließender Verfassungszusatz, welcher die Bestimmungen betreffend der Regentschaft modifizierte.64


Auf Anregung des liberalen Landtagsfraktionsvorsitzenden hatte Innenminister Max von Soden bereits im November 1912 mit Prinz Ludwig darüber gesprochen, ob er die Königswürde anzunehmen gewillt wäre. Dieser erklärte sich bereit, sich zum König zu proklamieren, falls „er auf keinerlei Widerstand von Seiten der bürgerlichen Parteien zu stoßen Gefahr laufe.“ Soden berichtete, er habe mit dem Landtagspräsidenten gesprochen, der sein Einverständnis erklärt und es für wahrscheinlich gehalten habe, dass die Zentrumspartei dem Plan zustimmen würde. Eine solche Zusage bezog sich jedoch mitnichten auf eine einseitige Königsproklamation ohne vorherige Verfassungsergänzung. Nicht nur die bürgerlichen Parteien verhinderten dies.65


Das Ziel, die monarchische Gewalt auf Kosten der Zuständigkeit des Landtags zu stärken, scheiterte bereits an den Beamtenministern und der Ministerialbürokratie. Es bestand die Gefahr, die Monarchie durch einen Alleingang zu schwächen. Wenigstens hätte eine eigenmächtige Königsproklamation bittersten Widerstand bei den Sozialdemokraten und den Liberalen ausgelöst und die monarchische Ordnung in die öffentliche Auseinandersetzung hineingezogen.66


Der Justizminister war der Meinung, dass zwar die Beseitigung des „äußerst misslichen Zustandes der lange andauernden Regentschaft“ in Angriff genommen werden sollte, vorausgesetzt, „dass dies den Wünschen Seiner Königlichen Hoheit des Prinzregenten Ludwig“ entspreche. Zunächst müsse aber mit den Parteien des Landtags einschließlich der Sozialdemokraten verhandelt werden. Sobald erreicht sei, dass die bürgerlichen Parteien das Vorgehen billigten und die Sozialdemokraten keine Schwierigkeiten machten, werde zu veranlassen sein, „dass aus der Mitte der Kammer der Reichsräte angeregt wird, an Seine Königliche Hoheit den Prinzregenten Ludwig die Bitte zu richten, dass er die Königskrone übernehme.“ Dieser Bitte entsprechend solle dem Landtag ein Gesetzesentwurf unterbreitet werden.67


Die Staatsregierung war der Meinung, „sowohl die Interessen des Landes wie die bei allen patriotischen Bayern bestehende sichere Erwartung ließen den gegenwärtigen Augenblick als besonders günstig erscheinen.“68 Ludwig hatte allerdings Bedenken, den Regentschaftsseid zu leisten, „wenn er sich hinterher zum König mache.“ Er ließ sich überzeugen, „dass er keinen Meineid leisten würde, da der König, dem er die Königsgewalt unvermindert zu übergeben beschwören werde, eben derjenige König sei, der bei Beendigung der Regentschaft an diese Stelle zu treten haben werde.“69


So kam es, dass die Staatsregierung hinter den Kulissen mit dem Landtag um das Königtum des Prinzen Ludwig verhandeln musste. Die Versuche, eine Zustimmung zu einer Verfassungsänderung zu erwirken, scheiterten jedoch. Während die Liberalen eine wohlwollende Prüfung des Gesetzentwurfes in Aussicht stellten, falls der Landtag ein Mitbestimmungsrecht zugesprochen bekäme und auch die Reichsrätekammer trotz Bedenken einem zustimmendem Votum der Kammer der Abgeordneten beitreten wollte, lehnte die Zentrumsfraktion am 20. Dezember 1912 die geplante Verfassungsergänzung mit 51 zu 29 Stimmen ab. Begründet wurde dies mit dem fadenscheinigen Einwand, dass die vorgesehene Regelung zu sehr die Rechte des Monarchen zu beschränken drohe.


Nach der Ablehnung durch das Zentrum war eine weitere Verfolgung einer Regentschaftsbeendigung aussichtslos. Um zu befürchtenden Auseinandersetzungen in der Presse das Wasser abzugraben, wurde ein Handschreiben des Prinzregenten an den Ministerratsvorsitzenden veröffentlicht.70 Ludwig ließ wissen, er handle im Sinne seines verstorbenen Vaters, wenn er „im Hinblick auf die Bewegung, die wegen der Regentschaftsfrage durch das Land geht, es als Meinen bestimmten Wunsch bezeichne, dass zurzeit von irgendwelchen Maßnahmen zur Beendigung der Regentschaft abgesehen werden wolle.“71 Die „Münchner Zeitung“ wies im Dezember 1912 darauf hin, dass es sich bei der Erklärung des Regenten um keine definitive Erledigung der Regentschaftsfrage handeln könne. Es scheine sich „immer mehr herauszustellen, dass diejenigen Stimmen recht bekommen, die das Scheitern der vom größten Teil des Volkes gewollten Änderung auch auf die Angst gewisser Parteikreise zurückführen, bei einem Drängen in der Angelegenheit wegen Verfassungsbrüchigkeit verantwortlich gemacht zu werden.“72


Staatsminister Hertling erhielt im Januar 1913 eine anonyme Zuschrift, die einen verbreiteten Diskurs aufnahm: „Die Beweggründe Seiner Königlichen Hoheit werden verstanden und hochgeschätzt. Aber es besteht die Gefahr, dass die Königstreue, dieses edle Erbteil des Deutschen, dieses unantastbare Vermächtnis Bismarcks, […] Einbuße erleidet.“ Vor allem symbolpolitisch biete ein Königtum erheblich größere Möglichkeiten, denn wenn das Volk auch an seinem Herrscher hänge, so wolle man, dass dieser „wirklich und sichtbar vor seinem Volke herzieht […]. Für einen König in abstracto, also ohne sichtbare Machtentfaltung, fehlt der Sinn, bez[iehungsweise] er stirbt ab.“ Der anonyme Verfasser warnte: „Wenn ganze Generationen aufwachsen, die keinen König sehen, aber umso lauter das Geschrei hören: Man sieht, es geht auch so“, werde man sich bald in einer Republik wiederfinden.73


Hertling war den größten Teil des Jahres 1913 damit beschäftigt, die Landtagsfraktionen zu überzeugen.74 Selbst einflussreiche Wirtschaftsverbände unterstützten diese Bemühungen: „Die im bayerischen Handelskammertag vereinigten acht Handelskammern des Königreichs als berufene Vertretungen des Handels, der Industrie und des Gewerbes in Bayern erachten es sowohl im allgemeinen Interesse des Landes wie auch im Interesse der von ihnen vertretenen Erwerbsstände für dringend erwünscht, dass der gegenwärtige Zustand der Regentschaft beendigt wird und das Land wieder einen regierenden König erhält. Sie richten daher, ohne den vorwiegend staatspolitischen Charakter der Frage zu verkennen, an den bayerischen Landtag und die k. Staatsregierung die Bitte, die zur Herbeiführung dieses Zieles geeigneten Schritte zu ergreifen.“75


Die Presse hielt das Thema der Thronbesteigung ebenfalls am Leben. Hatte das Zentrum, die stärkste Fraktion im Landtag, im Dezember 1912 seine Zustimmung versagt, so ergriff es nun selbst die Initiative.76 Nachdem die Denkschrift des Justizministeriums bekannt wurde, die als Grundlage für die Verhandlungen mit dem Landtag dienen sollte, ging alles schnell. Am 16. Oktober 1913 beschloss der Ministerrat, für den Fall der Zustimmung des Regenten und bindender Erklärungen der Landtagsparteien eine Vorlage im Parlament einzubringen. Die Verhandlungen führten binnen weniger Tage zum Erfolg. Wortlaut und Begründung der Verfassungsänderung wichen nur in Einzelheiten von der 1912 geplanten Vorlage ab. Am 27. Oktober stellte der Ministerrat an den Prinzregenten den Antrag, den Staatsrat einzuberufen.77


Hertling führte dort am folgenden Tag aus, „der Wunsch, die Beendigung der Regentschaft herbeizuführen, bestehe seit langer Zeit in weiten Kreisen des Landes und sei [...] wieder lebhaft hervorgetreten. Die Staatsregierung sei der Auffassung, dass eine Beendigung der Regentschaft […] herbeigeführt werden möge.“ Ludwig versicherte, er „habe sich nicht darum bemüht, die Königswürde anzunehmen. Ihm wäre es das Liebste gewesen, wenn die Sache bis zur natürlichen Beendigung der Regentschaft hinausgeschoben worden wäre. Er habe sich aber schließlich im Interesse des Landes damit einverstanden erklärt.“ Nach weiteren Nachfragen zur Vereinbarkeit des Regentschaftseides mit dem geplanten Vorgehen erklärte Ludwig für das Protokoll: „Er habe Allerhöchstsich entschlossen, den vorgeschlagenen Weg zu betreten; Er sei bereit, das Opfer zu bringen, die Krone anzunehmen.“78


Tatsächlich lag Ludwig daran, die Regentschaft zu beendigen. Nur die Art, in der dies geschehen sollte, entsprach nicht gänzlich seinen Vorstellungen.79 Kaiser Wilhelm II. konnte mit dem Weg der Verfassungsänderung leben. Ludwig deutete diesem gegenüber im Oktober 1913 an, wenn sich ein Weg für die Regentschaftsbeendigung finden ließe, würde er ihn gehen. Wilhelm begrüßte dies und gab ihm nachdrücklich mit auf den Weg, einen König „von Parlaments und Centrums Gnaden“ halte er für undenkbar für einen deutschen Fürsten. Nachdem der preußische Gesandte von Treutler dem Kaiser ausführlich über die geplante Königsproklamation Bericht erstattet hatte, konnte er dem Auswärtigen Amt am 23. Oktober 1913 vermelden, „dass Seine Majestät [der Kaiser] einer positiven Lösung der Frage jetzt sehr sympathisch gegenübersteht.“80


Schließlich stimmten die Kammern des Landtags dem Gesetzentwurf Ende Oktober und Anfang November 1913 zu; der Reichsrat einstimmig und der Landtag mit den Gegenstimmen der Sozialdemokratie. Am 4. November unterschrieb der Regent das Gesetz, das noch am selben Tag publiziert wurde. Am Folgetag, dem 5. November 1913, wurde eine Erklärung des Prinzregenten veröffentlicht, in der auf Grund der unheilbaren Krankheit des Königs und unter Hinweis auf die neue Verfassungsbestimmung die Regentschaft für beendet und die Thronfolge für eröffnet erklärt wurde. Kurz darauf folgte die „Allerhöchste Bekanntmachung über den Regierungsantritt“, in der König Ludwig III. der Öffentlichkeit seine Thronbesteigung mitteilte. Nach 27 Jahren hatte das Königreich Bayern wieder einen regierungsfähigen Monarchen.81 Dem in Schloss Fürstenried internierten König Otto wurde seine Titulatur als Majestät trotz der Thronbesteigung seines Vetters nicht genommen. Somit hatte Bayern bis zu Ottos Tod am 11. November 1916 zwei Könige.82


Die Königsproklamation wurde durch Maueranschlag bekannt gemacht. Nach geltendem Staatsrecht trat die Annahme der Königswürde von diesem Moment an in Geltung.83 Erst am 6. und 7. November stimmten die Kammern des Landtags, ohne die Teilnahme der Sozialdemokratie, der Regentschaftsbeendigung zu.84 Die Mitwirkung des Parlaments beschränkte sich damit auf das nachträgliche Einverständnis zur Aufhebung der Regentschaft.85 Die sozialdemokratische „Münchner Post“ klagte am 8. November, in nur 16 Minuten habe sich zwei Tage zuvor „die Selbstabsetzung des Parlaments“ vollzogen, „indem sich die bayerische Abgeordnetenkammer durch […] damit einverstanden erklärte, dass man die Absetzung des Königs und die Proklamation König Ludwigs III. ohne ihre Mitwirkung herbeigeführt habe.“86 Ludwig wusste, wem er die macht- und symbolpolitische Errungenschaft seiner Thronbesteigung zu verdanken hatte. Anfang 1914 erhob er seinen Ministerratsvorsitzenden Hertling zum Dank in den Grafenstand.87


Die hastige Art, in der die Regentschaft innerhalb von acht Tagen beendet wurde, führte zu Verstimmungen. Die Liberalen fühlten sich betrogen, weil die Erklärung zur Regentschaftsbeendigung – um das Legitimitätsprinzip nicht anzutasten – bereits vor der Zustimmung des Landtags erfolgt war. Man war von einer tatsächlichen Mitwirkungsmöglichkeit ausgegangen. Die „Münchner Post“ bezeichnete die Vorgänge als „Übervorteilung der Liberalen“, die sich auf die vagen Zusagen Hertlings verlassen hatten. Das „Würzburger Journal“ befand: „Mit Treu und Glauben ist eine solche Handlungsweise nicht vereinbar.“ Das linksliberale „Berliner Tageblatt“ fasste zusammen: „Der Weg der Verfassungsänderung hätte zu einer sehr einfachen Aktion von Krone und Landtag führen können, wenn die Regierung nicht die Verpflichtung gefühlt hätte, das Legitimitätsprinzip und den Gedanken des Gottesgnadentums wenigstens für eine dem Auge des Zeitgenossen verschleierte Zukunft zu retten.“88


Für die Sozialdemokraten hatte die Verfassungsänderung nichts mit dem Gottesgnadentum zu tun, sondern war die Regelung eines monarchischen Familienbedürfnisses.89 Mehrfach hatten Sprecher der Landtagsfraktion betont, die Frage nach der Staatsform sei für sie nicht entscheidend. Sozialdemokraten sei eine Monarchie, in der alle Staatsbürger Anteil an der politischen Herrschaft hätten, allemal lieber als eine Republik, die durch eine kleine Kapitalistenklasse beherrscht werde.90


Die Vorgehensweise, die Mitwirkung des Landtags auf ein Minimum zu reduzieren und am Prinzip des Gottesgnadentums keinen Zweifel aufkommen zu lassen, war ohne Frage problematisch. Konkrete Folgen im Verhältnis der Landtagsparteien zur Monarchie zeitigte die Regentschaftsbeendigung jedoch nicht. Die Kritik bezog sich auf die Art und Weise, nicht aber auf die Thronbesteigung an sich. Die nach 1918 geäußerte Ansicht, die Beendigung der Regentschaft trage Mitschuld an der Revolution, da eine Monarchie nicht selbst eines ihrer Grundprinzipien, die Legitimität der Thronfolge, angreifen dürfe, übertreibt die tatsächlichen Auswirkungen der parlamentarisch beschlossenen Verfassungsänderung.91




THRONBESTEIGUNG


Als die Königserklärung in der Haupt- und Residenzstadt bekannt wurde, beflaggten die städtischen Einrichtungen und Staatsgebäude sowie – der Aufforderung des Magistrats folgend – auch die Privatgebäude, so dass mittags die ganze Stadt in weiß-blauen Farben prangte. Die Münchner Zeitung urteilte: „Und wenn auch keine tiefgreifende Erregung zu spüren war wie in den Junitagen des Jahres 1886, so gab sich doch überall Anteilnahme an dem politischen Ereignis kund. Und die Bildnisse König Ludwigs III. und der Königin [Marie] Therese, die bald darauf in den Schaufenstern vieler Kunst- und Papierhandlungen erschienen, wurden viel beachtet.“ Vor dem Wittelsbacher Palais standen den ganzen Tag über Menschengruppen. Als der König nachmittags eine Ausfahrt in den Englischen Garten unternahm, wurde er von der Bevölkerung herzlich begrüßt.92


Dem 68-jährigen Ludwig ging zwar der Ruf des Konservatismus auf kulturellem Gebiet voraus, aber dies wurde durch seine Aufgeschlossenheit in verfassungs-, wirtschafts- und sozialpolitischen Fragen kompensiert. Alle politischen Kräfte in Bayern standen dem Monarchen zu Beginn seiner Regierung grundsätzlich positiv gegenüber. Selbst im Fall der Sozialdemokratie konnte man von einer wohlwollenden Neutralität sprechen.93


Ludwig trat betont unmilitärisch und überpolitisch auf. Er sei „ein bürgerlich-friedlicher Mann“ und sein Regiment sei im Gegensatz zum Regierungsstil Wilhelms II. alles andere als „persönlich“ gewesen, lautete im Jahr 1921 das Urteil des Historikers Karl Alexander von Müller, der Ludwig als „nüchtern, ruhig, verständig, gerecht, bürgerlich-einfach in seinen Gewohnheiten und Ansichten, [einen] sparsamen Haushälter, vollständig unrhetorisch, pflichtgetreu, vom besten Willen erfüllt“ charakterisierte.94 Sein Gut Leutstetten südlich von München hatte der neue König über Jahrzehnte zu einem landwirtschaftlichen Mustergut entwickelt. Seine Pferdezucht errang auf der Rennbahn Erfolge. Sein wirtschaftliches Steckenpferd war der Bau eines Schifffahrtskanals, der den Rhein mit der Donau und die Nordsee mit dem Schwarzen Meer verbinden sollte.95


Persönlich pflegte Ludwig III. einen anspruchslosen Lebensstil. Ein späterer bayerischer Kriegsminister urteilte über den Monarchen, den er einen „Mann von großen Geistesgaben und praktischer Veranlagung“ nannte: „Persönlich, in seinen Neigungen und Ausbrüchen, war er von allergrößter, unköniglicher Einfachheit. Sie äußerte sich in seinen Lebensgewohnheiten, im Essen und im Anzug, der den nicht unberechtigten Spott böser Zungen geradezu herausforderte. War er schon in bürgerlicher Kleidung, die er meist trug, mit seinem watschelnden, behäbigen Gange keine vornehme Erscheinung, so besaß er in Uniform, die ihm faltenreich über seinen gewölbten Leib hing, stets einen zu weiten Kragen hatte und ihre Fortsetzung in viel zu langen Hosen und alten Schnürstiefeln fand, meist das geringste von einem Soldaten.“ Er habe jedoch auch schwierige Charakterzüge besessen, etwa einen starren Egoismus, die Neigung zum Jähzorn, sowie eine als übertrieben empfundene Sparsamkeit.96


Ludwigs Gattin Marie Therese stieg im Alter von 64 Jahren zur Königin von Bayern auf. Als solche hatte sie keine verfassungsmäßige politische Macht inne, doch war ihre Rolle von hohem Symbolgehalt und mit erheblichen repräsentativen Aufgaben verbunden.97 Ihr fehlte ohnehin das Interesse für Politik. Sie mischte sich höchstens ein, wenn es um Fragen der Wohlfahrt ging, galt als wenig modisch und ohne besondere Ansprüche. Innerhalb der königlichen Familie erfreute sie sich großer Beliebtheit. In Zeitungsartikeln wurde die gebürtige Habsburgerprinzessin meist „als das Muster einer deutschen Ehefrau und Hausfrau“ mit einem etwas hausbackenen Image dargestellt.98


Als die Königsflagge am 5. November 1913 morgens um 9 Uhr auf dem Dach des Wittelsbacher Palais gehisst wurde, herrschte dort anstatt Freude Bedrückung, wie die 28-jährige Königstochter Wiltrud notierte: „Mich freut‘s gar nicht, die Geschicht“, habe ihr Vater „ganz privatim“ gesagt. „Wir gratulierten auch nicht Papa noch Mama sondern küssten ihnen nur die Hand, weil die Sache zu ernst und der Grund ein zu trauriger ist. Es war ein Schritt der Notwendigkeit – dem Lande und Volke zuliebe getan, nicht aber aus eigenem Verlangen, denn die Eltern sind ganz gewiss auf so etwas nicht aus.“ Monatelang habe man in der Familie „das Peinliche“ kommen sehen, „aber dem Lande zuliebe musste das Opfer gebracht werden.“99 Ludwigs ältester Sohn, der 44-jährige Rupprecht, der nun den Titel des Kronprinzen von Bayern trug, hatte sich indes ebenfalls für die Beendigung der Regentschaft ausgesprochen.100


Königin Marie Therese zeigte sich laut Prinzessin Wiltrud schwermütig, „weil ihr die neue Stelle so eigen vorkam und sie sich über diese Änderung unglücklich fühlte.“ Wiltrud war es zum Weinen, als sie vom Hissen der Flagge hörte. Ihre 32-jährige Schwester Hildegard fragte den Vater: „Soll man dir eigentlich gratulieren?“101 Der drittälteste Königssohn, der 38-jährige Prinz Franz, hatte ein „Gutachten über die gesetzliche Regelung der Thronfolge“ des Justizministeriums mit handschriftlichen Kommentaren versehen, aus denen deutlich wird, dass er der Sache kritisch gegenüberstand. Er sah eine Gefahr für den monarchischen Gedanken, da ein nicht auf geltendem Recht beruhendes Ausnahmegesetz einer Absetzung König Ottos gleichkäme.102


Prinzessin Therese, eine Schwägerin des Königs, empfand die Form der Familienhuldigung nicht gerade als Festakt: „Der liebe zähe alte Regent, und wäre er in seiner gemütlichen Abendjoppe gewesen, […] hätte es anders gemacht, das darf man mit aller Ehrfurcht und auch Anhänglichkeit für unseren König sagen.“103 Ludwigs Neffe Adalbert hatte Bedenken gegen die Mitwirkung des Parlaments, da ein König, der „nicht von Gottes sondern von Volkes Gnaden“ war, auch vom Volk wieder abgesetzt werden könne. Marie Therese soll ihren Gatten sogar „angefleht habe[n], dem Drängen der Minister und aller anderen nicht nachzugeben.“104


Die im Oktober 1913 von Leopold, dem 67-jährigen Bruder des neuen Königs, angetretene, viermonatige Jagdreise nach Ostafrika105 wurde vielerorts als Demonstration seiner Missbilligung angesehen. Dem österreichischen Gesandten Ludwig Graf von Velics kam zu Ohren, der Prinz hätte gegen die Verletzung seiner Thronfolgerechte protestiert. Dies ist unwahrscheinlich, da die Jagdreise lange zuvor geplant und er ohnehin nicht der nächste Anwärter auf die Regentschaft war, sondern Ludwigs Sohn Rupprecht. Mit der Verfassungsänderung änderte sich daran nichts.106


In der ostafrikanischen Wildnis wurde die telegrafische Nachricht der Thronbesteigung Ludwigs somit auch mit einer Flasche Champagner gefeiert, die man für besondere Gelegenheiten mitgenommen hatte.107 Leopold schrieb, es freue ihn außerordentlich, dass „die Königsfrage glücklich erledigt“ sei. Die Art und Weise schien ihm „die einzig mögliche, da wir in einem konstitutionellen Staate leben und eine Verfassungsänderung nur mit Zustimmung der Stände vorgenommen werden kann. Jeder andere Weg erschiene mir als Verfassungsbruch von Seiten des Regenten und als solcher im hohen Grade bedenklich.“108


Eine Krönung Ludwigs III. fand nicht statt.109 Seit Beginn des 19. Jahrhunderts begnügte man sich in Bayern stets mit der öffentlichen Proklamation der Königswürde.110 Ludwig verordnete, „dass sämtliche Stellen und Behörden im Königreiche die amtlichen Bescheide von nun an in Unserem Königlichen Namen ausfertigen und halten Uns gerne versichert, dass Unsere Beamten getreulich wie bisher ihre Aufgaben wahrnehmen werden.“ Der Armee wurde der königliche Gruß übermittelt, „in der festen Überzeugung, dass es in unerschütterlicher Treue und erprobter Tapferkeit allzeit zu seinem obersten Kriegsherrn stehen wird.“ Der Öffentlichkeit versicherte er seine huldvolle Gesinnung: „Das bayerische Volk hat von jeher seinem Königshause, das mit ihm durch ein geheiligtes Treueverhältnis verbunden ist, hingebende Anhänglichkeit bewiesen.“111 Aus Anlass der Thronbesteigung wurde eine Amnestie erlassen.112


Am 8. November 1913 leistete Ludwig im Thronsaal der Residenz bei aufgestellten Throninsignien seinen Verfassungseid. Im Hofgarten wurden 21 Kanonenschüsse abgefeuert. Ein Festessen vereinigte alle staatlichen Repräsentanten vom Ministerratsvorsitzenden bis hin zu den Bürgermeistern kleiner Gemeinden. Der König schritt die Front ab, sprach Bekannte an und richtete, ganz in seinem Element, ein paar Worte an die ihm Vorgestellten. Ein Augenzeuge urteilte, es sei beinahe wie ein Familienfest gewesen. Eine Atmosphäre von Vertraulichkeit habe über dem Ganzen gelegen, die viel eindrucksvoller gewesen sei, als steife Würde und spanischer Prunk.113
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Abbildung 2: Thronbesteigung König Ludwigs III.





Vor der Vereidigung betonte Ludwig, dank des Zusammenwirkens von Regierung und Landtag sei es gelungen, „in verfassungsmäßiger Form die Wiederherstellung des Zustandes zu ermöglichen, der dem Gedanken der Erbmonarchie, dem Geiste der bayerischen Verfassung und dem Empfinden des Volkes in gleicher Weise entspricht.“ Ludwig ging auf das Parlament zu, indem er betonte, er hoffe, dass es ihm beschieden sei, „die erfreuliche kulturelle und wirtschaftliche Entwicklung, die Bayern in den letzten Jahrzehnten genommen hat, in gemeinsamer Arbeit mit der Volksvertretung fortzuführen.“ Daraufhin legte er seinen Eid ab.114


Mit der Thronbesteigung mussten nicht nur sämtliche Funktionseliten des Königreichs einen persönlichen Treueid auf den Monarchen – in Verbindung mit dem Schwur auf die Verfassung – leisten, sondern gesellschaftlich weit darüber hinausreichende Kreise: Angefangen mit dem Kronprinzen, den Mitgliedern des Reichsrats, den Wahlmännern und Landräten, sämtlichen Staatsbeamten der Bürokratie bis hin zu allen Inhabern des bayerischen Staatsbürgerrechtes. Selbst der katholische Episkopat und die gesamte Geistlichkeit beider Konfessionen mussten den Treueid schwören. Die Zugehörigkeit zur Landwehr verpflichtete weite Kreise des Bürgertums zu einer Eidesleistung. Im Militär reichte der obligate Treueschwur gegenüber dem Monarchen bis weit in die ärmeren, unterbürgerlichen Schichten hinein.115


Am 12. November 1913 fanden die Feierlichkeiten der Thronbesteigung mit einer kirchlichen Feier, einer Landeshuldigung und einem Empfang in der Residenz ihren Abschluss.116 Am Morgen wurden in sämtlichen katholischen und protestantischen Kirchen Münchens Festgottesdienste abgehalten. Die Majestäten wurden im Galawagen vor den Liebfrauendom gefahren.117 Den achtspännigen, historischen goldenen Krönungswagen schmückten Königskrone und weiß-blaue Straußenfedern. Erstmals präsentierte sich auch die königliche Leibwache der Hartschiere mit Löwenhelmen und Stulpenstiefeln wieder öffentlich und nicht nur zum Innendienst in der Residenz. In die königliche Kutsche reichten weiß gekleidete Mädchen Blumen, vor dem Kirchenportal jubelte die Menge.118


Nach dem Gottesdienst ging es mit dem Galawagen zur Residenz. Nachmittags fand im Großen Thronsaal eine „Landeshuldigung“ vor dem König statt.119 Die Majestäten betraten durch das Spalier der Hartschiere den Thronsaal und traten unter Geschützsalut und Fanfaren an den Thron. Der Präsident der Kammer der Reichsräte brachte dem König die Huldigung des Landes dar, welche in einem Hoch und dem Absingen der Königshymne ausklang. Abends fand ein Empfang im Festsaalbau der Residenz statt.120


Nach einem Vierteljahrhundert der Regentschaft hatte Bayern wieder einen sichtbaren und vollsouveränen König, der allen repräsentativen und politischen Pflichten nachzukommen imstande war. Es lag nun an ihm, der Monarchie ein zeitgemäßes Gesicht zu geben. Die kritischen Stimmen im Umfeld der Regentschaftsbeendigung bezogen sich nicht auf die Thronbesteigung an sich, sondern auf deren Art und Weise. Als König verfügte Ludwig III. über die volle Bandbreite der bundesfürstlichen Möglichkeiten, um das politische Gewicht der bayerischen Monarchie in der engeren und weiteren Heimat zu vergrößern.


KÖNIGLICHE FAMILIE


Als König war Ludwig III. Chef des Hauses Wittelsbach, was ihm eine herausragende Rolle gegenüber dessen übrigen Mitgliedern zukommen ließ. Als Familienoberhaupt übte er eine ebenso strenge Herrschaft in der Familie aus wie zuvor sein Vater Luitpold, sein Vetter Ludwig II. und sein Großvater Ludwig I.121 Das bayerische Königtum bedeutete die oberste Autorität über die königliche Familie, sowohl der königlichen Haupt-, als auch der herzoglichen Nebenlinie.122 Die königliche Gewalt über die Familie war weitreichend und allgemein. Obgleich die Zustimmung der Agnaten bei Familienentscheidungen nicht notwendig war, wurde sie vom König gelegentlich eingeholt.123


Das Familienstatut von 1819 regelte die Verhältnisse. Zum königlichen Haus gehörten alle Prinzen und Prinzessinnen, die vom König oder von einem Deszendenten des gemeinschaftlichen Stammvaters des Königlichen Hauses durch anerkannte, ebenbürtige, rechtmäßige Ehen in männlicher Linie abstammten, zudem die Gemahlinnen und Witwen der königlichen Prinzen. Die Bindung der weitläufigen Familie an den Monarchen war eng und konnte Formen der Untertänigkeit annehmen. Der König übte eine Aufsicht mit besonderen Rechten über sie aus. Alle Mitglieder des Königlichen Hauses waren seiner Hoheit und Gerichtsbarkeit untergeben. Juristische Klagen gegen ein Mitglied des Königshauses mussten bei den königlichen Appellationsgerichten eingereicht werden. Über alle gerichtlichen Angelegenheiten der Prinzen und Prinzessinnen verfügte und entschied allein der König. Er hatte die Befugnis, in die Erziehung aller Angehörigen seines Hauses einzugreifen.


Kein Prinz und keine Prinzessin durfte eine eheliche Verbindung eingehen, ohne vorher seine Zustimmung erhalten zu haben. Unterblieb dessen förmliche Einwilligung, so hatte die geschlossene Ehe in Beziehung auf Stand, Titel und Wappen keine rechtliche Wirkung. Selbst über die Annahme von Ehrungen entschied er allein. Den Prinzen und Prinzessinnen war es nur nach seiner Erlaubnis gestattet, sich ins Ausland zu begeben. Überhaupt stand es dem Monarchen zu, „alle zur Erhaltung der Ruhe, Ehre, Ordnung und Wohlfahrt des Königlichen Hauses dienlichen Maßregeln“ zu ergreifen.124


Den Prinzessinnen und Prinzen kam kraft eigenen Rechts eine herausgehobene Stellung zu. Nicht nur hatten sie Anspruch auf Ehrungen und waren in Entscheidungsprozesse des Hofes und des Staates eingebunden, sie hatten zugleich einen Rang in der Thronfolge und Anspruch auf Apanagierung. Mit dem 17. Lebensjahr wurde den Prinzen der Hubertusorden verliehen, mit 18 Jahren wurden sie großjährig. Nach der Aufwartung bei Hofe, inklusive der Vorstellung des diplomatischen Korps, wurden sie Mitglieder der Kammer der Reichsräte in welcher sie mit dem 21. Lebensjahr die Stimmberechtigung erhielten.125


Die Prinzen und Prinzessinnen hatten insofern Verfassungsrang, als an dieser Stelle die Thronfolge festgelegt worden war. Die Krone war in der männlichen Linie nach dem Recht der Erstgeburt und der agnatisch-linealischen Erbfolge erblich. Zur „Successions-Fähigkeit“ war eine rechtmäßige Geburt aus einer ebenbürtigen, mit Bewilligung des Königs geschlossenen, Ehe erforderlich. Die männliche Linie hatte den Vorzug vor der weiblichen. Die Prinzessinnen waren von der Regierungsfolge solange ausgeschlossen, wie ein successionsfähiger männlicher Nachkomme oder ein durch Erbverbrüderung zur Thronfolge berechtigter Prinz vorhanden war. Erst nach Erlöschen des Mannesstammes und in Ermangelung einer Erbverbrüderung ging die Krone auf die weibliche Nachkommenschaft über.126


Das Haus Wittelsbach zählte Anfang des 20. Jahrhunderts einschließlich der herzoglichen Linie etwa vierzig Prinzen und Prinzessinnen, von denen mehr als die Hälfte volljährig waren. Damit war das Königshaus kleiner als die weitverzweigten russischen und österreichischen Herrscherhäuser, allerdings größer als das preußische. Die Mitglieder der königlichen Familie besaßen politische Einflussmöglichkeiten, letztlich führte aber kein Weg am König vorbei. Die Angehörigen des Hauses Wittelsbach residierten mit nur wenigen Ausnahmen in der Haupt- und Residenzstadt München. Die Sommermonate verbrachte man im bayerischen Oberland. Durch die große Zahl der anwesenden Hoheiten gewann München ein eigenes Gepräge, zumal diese an allen bedeutsamen gesellschaftlichen Veranstaltungen teilnahmen. Zwischen Hof und oberer Gesellschaft, der ‚zweiten Gesellschaft‘, bestand sehr guter Kontakt.


Die Mitglieder des Königlichen Hauses trugen maßgeblich zum Bild der Monarchie bei. Die Mehrzahl der Prinzessinnen und Prinzen nahm, entsprechend ihrer Position innerhalb der Familie, Aufgaben in der Repräsentation wahr. Während viele der Prinzen dem bayerischen Militär dienten, spielten die weiblichen Mitglieder des Königshauses im Rahmen von Wohltätigkeitsveranstaltungen nicht minder prominente Rollen. Da die finanziellen Verhältnisse eine hocharistokratische Hofhaltung meist nicht erlaubten, wurde die strenge zeremonielle Trennung zwischen Hofgesellschaft und bürgerlicher Gesellschaft nicht als solche empfunden.127


Die königliche Residenz bildete den Mittelpunkt monarchischer Repräsentation und war Schauplatz offizieller Staatsakte.128 Seit 1540 diente der immer wieder erweiterte Komplex am nordöstlichen Stadtrand den Wittelsbachern als Wohn- und Repräsentationssitz.129 Neben der Hausbibliothek befanden sich in der Residenz die Nibelungensäle, die Appartements des Königs und der Königin, das Arbeitskabinett des Königs, eine Reihe größerer und kleinerer Tanz- und Speisesäle, ein angrenzender, geräumiger Wintergarten und als Glanzpunkt der außerordentlich reich ausgestattete, in Gold, Purpur und Königsblau gehaltene Thronsaal. Der auf der Südseite durch Leo von Klenze geschaffene große Palast, der so genannte „Königsbau“, sollte dem Träger der Krone als „heiter festliche Wohnung“ dienen. Diesen Zweck erfüllte er über viele Jahrzehnte, indem nicht nur Ludwig I., sondern auch Max II. und zuletzt dessen Witwe, Marie, dort residierten. Nachdem der Bau über Jahrzehnte leer stand und nur gelegentlich bewohnt wurde, sollte er während der Herrschaft Ludwigs III. seiner ursprünglichen Bestimmung zurückgegeben werden. Die Hofverwaltung drängte darauf, dass König und Königin nach den notwendigen Modernisierungsmaßnahmen, die ab dem Sommer 1913 durchgeführt wurden – dem Einbau einer Zentralheizung, Anschluss von elektrischem Licht, Kanalisationsanschluss, Lift – aus symbolischen Gründen dauerhaft in die repräsentative Residenz ziehen sollten.130


Ludwig und Marie Therese lebten jedoch seit 1868 im Wittelsbacher Palais an der Brienner Straße, das im Auftrag Ludwigs I. im neugotischen Stil als Kronprinzenpalais gebaut worden war. Erst dringend notwendige Modernisierungsmaßnahmen veranlassten das Königspaar, von Sommer 1916 bis Sommer 1917 und dann wieder ab Sommer 1918 in die Residenz umzusiedeln.131 Während der Baumaßnahmen versuchte der Hof, den König zum dauerhaften Verbleib in der Residenz zu bewegen. Der Flügeladjutant Graf Castell teilte jedoch im Winter 1917 mit, dass beide Majestäten „dringend wünschen, wieder zurück ins Wittelsbacher Palais zu ziehen.“132 Wann immer es möglich war, verließen Ludwig und Marie Therese München, um mit ihrer Familie Zeit in Schloss Leutstetten, in Schloss Wildenwart oder in der am Bodensee gelegenen Villa Amsee zu verbringen. Vor allem Leutstetten mit dem angeschlossenen landwirtschaftlichen Gut von über 3000 Tagwerken, einem der größten Güter Bayerns und einem Musterbetrieb, wurde dem Königspaar zur zweiten Heimat.133


Ludwig hing sehr an seiner Gemahlin Marie Therese.134 Seit 1868 war das Königspaar miteinander verheiratet.135 Aus der Korrespondenz des Paares wird das große gegenseitige Verständnis deutlich.136 Sie hatten dreizehn Kinder,137 von denen drei im Kindesalter verstarben. Tochter Mathilde erlag 1906 im Alter von 29 Jahren einem Lungenleiden. Der älteste Sohn Rupprecht138 erblickte 1869 das Licht der Welt.139 Neben einer militärischen Ausbildung war Rupprecht, der nach der „Königskatastrophe“ von 1886 als künftiger Thronerbe galt, in die Rechtsgrundlagen des Staates eingewiesen worden, ebenso in Fragen der Organisation, der Volkswirtschaft und der Finanzen der Staatsverwaltung.140 Unter anderem hörte er den katholischen Philosophen Georg von Hertling, den Staatsrechtler Max von Seydel und den Anthropologen Johannes Ranke.141 Rupprecht heiratete 31-jährig die Prinzessin Marie Gabriele. Das Paar musste mit dem frühen Tod dreier Kinder schwere Schicksalsschläge hinnehmen, bevor Marie Gabriele wegen eines Nierenleidens im Alter von nur 34 Jahren im Jahr 1912 verstarb. Rupprecht blieb mit seinen beiden Söhnen Luitpold und Albrecht zurück.142


Adelgunde, das zweite Kind Ludwigs und Marie Thereses, kam 1870 zur Welt. Die nächste Tochter, Prinzessin Maria, 1872 geboren, heiratete 1897 Herzog Ferdinand von Kalabrien, Prinz von Bourbon-Sizilien. Sie galt als sehr sanftmütig.143 Prinz Karl, der am 1. April 1874 geborene zweite Sohn aus der Ehe Ludwigs und Marie Thereses, trat 1891 in die bayerische Armee ein und nahm 1894 an Vorlesungen der Kriegsschule teil, leistete aber niemals aktiven Dienst.144 Nach der Beendigung seiner kurzen Militärdienstzeit lebte der Prinz zurückgezogen und blieb unverheiratet.145 Ludwig hatte Karl als für die Thronfolge ungeeignet bezeichnet,146 da dieser menschenscheu war und sich nie mit seinen Repräsentationspflichten anfreunden konnte.147 Hertling wies ihn darauf hin, dass für diesen Fall rechtzeitig Vorsorge getroffen werden müsse.148 Ludwig beabsichtigte daher im Dezember 1912, Karl „dazu zu drängen, dass er auf alle Rechte verzichte, aufgrund deren er gegebenenfalls den Anspruch auf Thron oder Regentschaft erheben könne.“149


Der dritte Sohn, der 1875 geborene Prinz Franz von Bayern, vermählte sich 1912 mit Prinzessin Isabella von Croy, mit der er eine glückliche Ehe führte.150 Im Alter von 36 Jahren wurde der populäre Prinz im Jahr 1911 als Richterstellvertreter beim Oberkriegsgericht eingesetzt, wo er am 1. Januar 1914 ständiger Richter wurde.151 In der Reihe der Kinder Ludwigs und Marie Thereses folgte die 1881 zur Welt gekommene Prinzessin Hildegard, die sehr religiös und künstlerisch begabt war. Sie verkehrte in bürgerlichen Kreisen Münchens und blieb unverheiratet. Als Marie Therese 1884 zum zehnten Mal schwanger war, wünschte sich Ludwig sehnlich ein Mädchen, denn bei einem Sohn hätte er Kaiser Wilhelm I., einen Protestanten, als Taufpaten bitten müssen. Tatsächlich kam ein Mädchen zur Welt, das den Namen Wiltrud erhielt, um wenigstens mit der ersten Namenssilbe an Wilhelm zu erinnern. Der nächsten, 1886 geborenen Tochter, dachte das Paar dann die zweite Silbe des kaiserlichen Namens zu: Helmtrud. Nicht nur die Münchner nannten die beiden Prinzessinnen scherzhaft ‚die Trudeln‘, sondern auch die Mutter selbst. Ihnen folgte im Jahr 1891 die jüngste Tochter, Prinzessin Gundelinde.152
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Abbildung 3: Ludwig III. und Marie Therese mit ihren Kindern





Ludwig verlangte seinen Kindern viel ab, vor allem dem ältesten Sohn Rupprecht. Das angespannte Verhältnis zwischen König und Kronprinz war nicht außergewöhnlich. Der Zwiespalt basierte nach Einschätzung des bayerischen Kriegsministers aber „vornehmlich auf rein menschlichem Gebiete.“153 Die Beziehung Rupprechts zu seinem Vater war schwierig, vor allem wenn es um Politik ging. Der jüngere Prinz Franz hatte einen besseren Stand bei seinem Vater.154 So hieß es in einem Brief Rupprechts an Franz: „Wenn ich Papa schreibe, erreiche ich nur das Gegenteil des Gewollten.“155 Über die Frage einer standesgemäßen Wohnung wurde lange verhandelt. Das Wittelsbacher Palais fungierte zwar als Kronprinzenpalais, das Verfügungsrecht über die königlichen Gebäude lag jedoch allein beim König. Schließlich wurde entschieden, dass Rupprecht in die ehemals vom Prinzregenten Luitpold bewohnten Steinzimmer der Residenz ziehen solle. Der Kronprinz war „mit dieser Entscheidung sehr zufrieden, obwohl es eigentlich sonderbar war, wenn der König das Kronprinzliche und der Kronprinz das Königliche Palais bewohnt, allein dies konnte mir einerlei sein.“156


Abseits der ‚direkten‘ Königsfamilie zählten die Geschwister Ludwigs und deren Familien sowie die Vettern des Königs mitsamt deren Familien – die ihren Stammbaum allesamt auf König Max I. Joseph zurückführen konnten – ebenfalls zum Königlichen Haus.157 Der verstorbene Prinzregent Luitpold hatte neben Ludwig noch zwei weitere Söhne und eine Tochter.158 Prinz Leopold,159 der 1846 geborene jüngere Bruder Ludwigs, und dessen Gattin Gisela, eine 1856 geborene Tochter des österreichischen Kaisers, lebten in einem Palais an der nach ihm benannten Leopoldstraße. Leopold übernahm neben seiner militärischen Laufbahn, die ihn bis zum Generalfeldmarschall hatte aufsteigen lassen, anstelle seines Vaters Repräsentationspflichten, unternahm im Laufe der Jahre mehrere Reisen in die afrikanischen Kolonien und bildete sich allgemein wissenschaftlich weiter.160 Das Prinz-Leopold-Palais wurde zu einem gesellschaftlichen Mittelpunkt in München.161 Leopold und Gisela hatten mit Elisabeth (*1874) und Auguste (*1875) zwei Töchter und mit Georg (*1880) und Konrad (*1883) zwei Söhne.162


Neben seinem Bruder Leopold hatte Ludwig eine Schwester: Die in Lindau unverheiratet lebende Prinzessin Therese. Das drittgeborene Kind des Prinzregenten Luitpold kam 1850 in München zur Welt. Seit ihrer Kindheit legte die als eigenwillig und unangepasst, allerdings als gewissenhaft geltende Therese eine Leidenschaft für die Naturwissenschaften an den Tag.163 Zwar musste sie nach dem Tod ihrer Mutter an der Seite ihres Vaters in der Hofgesellschaft eine repräsentative Rolle einnehmen, wirkliche Freude fand sie aber daran nicht. Therese beschrieb sich selbst als mutig, unerschrocken, entschlossen, „ein scharf umrissener Charakter, eine durchaus selbstständige Natur.“ Ihr ungewöhnliches politisches Interesse konzentrierte sich sowohl auf die Innenpolitik als auch auf die orientalische Frage. Therese las mit größter Aufmerksamkeit Zeitungen, „in kritischen Zeiten Blätter verschiedener Richtungen und ausländische, anderssprachige Blätter, um sich einen möglichst vielseitigen Blick zu verschaffen, und sich ein möglichst objektives Urteil anzueignen.“164


Die Prinzessin war elf Sprachen in Wort und Schrift mächtig. Durch Expeditionen und wissenschaftliche Veröffentlichungen erwarb sie sich einen ernstzunehmenden Ruf als Naturwissenschaftlerin und Forscherin. Die Autodidaktin erhielt durch wissenschaftliche Vereinigungen in ganz Europa fachliche Anerkennung. Sie war Ehrenmitglied der Bayerischen Akademie der Wissenschaften, Mitglied der Geographischen Gesellschaften München, Lissabon und Wien, der Anthropologischen Gesellschaft in Wien, der Société des Américanistes de Paris, des Bundes deutscher Forscher sowie der Deutschen Gesellschaft für Anthropologie, Ethnologie und Urgeschichte.165 Die Ludwig-Maximilians-Universität München würdigte Prinzessin Therese im Dezember 1897 als erste Frau überhaupt mit der Verleihung der Ehrendoktorwürde.166 Die Korrespondenz der Prinzessin mit Gelehrten und Forschungsreisenden war enorm umfangreich.167 Die Schwester des Königs verbrachte die meiste Zeit in Villa Amsee in Lindau.168


Der jüngste Bruder Ludwigs, Prinz Arnulf, verstarb 1907 55-jährig an einer Lungenentzündung.169 Seine Witwe, die gebürtige Prinzessin Therese von Liechtenstein, die in Abgrenzung zu ihrer gleichnamigen Schwägerin seit ihrer Hochzeit meist ‚Prinzessin Arnulf‘ genannt wurde, gehörte nach wie vor dem königlichen Haus an. Der einzige Sohn der Prinzessin war der 1884 geborene Prinz Heinrich.170 Dieser diente als Berufsoffizier in der Armee.171 Prinzessin Therese lebte nach dem Tod ihres Gatten zurückgezogen im zweiten Stock des Wittelsbacher Palais an der Brienner Straße in München.172 Prinz Ludwig Ferdinand, ein Vetter Ludwigs, war Chef der – durch einen jüngeren Bruder des Prinzregenten Luitpold begründeten – „Adalbertinischen Linie“ des Hauses Wittelsbach173 und schlug eine ungewöhnliche Karriere ein. Neben einer militärischen Laufbahn, die ihn bis zum General der Kavallerie führte, wirkte er als Chirurg und Gynäkologe in einem bürgerlichen Beruf, seitdem er 1883 bei Max von Pettenkofer in Medizin promoviert hatte.174 Seine Gattin Prinzessin María de la Paz, eine Tochter der Ex-Königin Isabella von Spanien, widmete sich dem Schreiben von Gedichten und Übersetzungen, wirkte karitativ und ließ junge Spanier in München erziehen. Der ältere der beiden Söhne des Ehepaares, Ferdinand Maria (*1884), heiratete die Schwester des Königs von Spanien und lebte in Madrid. Der jüngere Sohn Prinz Adalbert (*1886) und seine Schwester Prinzessin María del Pilar (*1891) lebten in München.175


Der 1862 geborene Prinz Alfons, jüngerer Bruder Ludwig Ferdinands und damit ebenfalls ein Vetter König Ludwigs III., war wohl der populärste bayerische Prinz seiner Generation. Mit seiner Gattin Prinzessin Louise Victoria Sophie von Alençon hatte er einen Sohn, Prinz Joseph Clemens (*1902), sowie eine Tochter, Prinzessin Elisabeth (*1913).176 Die Familien der beiden Vettern des Königs wohnten ebenfalls in der Residenzstadt München; diejenige des Prinzen Ludwig Ferdinand in Schloss Nymphenburg, die Familie des Prinzen Alfons in einem Stadtpalais.177 Ludwig Ferdinand und Alfons hatten mit den Prinzessinnen Isabella, Elvira und Clara drei jüngere Schwestern.178


Die herzogliche Nebenlinie der Wittelsbacher,179 deren Mitglieder den Titel „Herzog in Bayern“ führten, war ebenfalls Teil des königlichen Familienverbandes.180 Nach dem Tod des Augenarztes Herzog Carl Theodor181 im Jahr 1909 wurde Ludwig Wilhelm, dessen älterer, 1884 geborener Sohn, Chef der herzoglichen Linie.182 Seine Mutter Maria José blieb Mitglied des Königshauses. Auf Herzog Ludwig Wilhelm und seinen drei Vettern, den Söhnen des 1893 verstorbenen Herzogs Max Emanuel, ruhte das Schicksal der Linie.183 Der abseits der Öffentlichkeit lebende Ludwig Wilhelm trat 1901 in die Armee ein, wurde à la suite des Regiments gestellt und war bis 1907 mehrfach beurlaubt.184 Die drei jungen Herzöge Siegfried (*1876), Christoph (*1879) und Luitpold (*1890) wurden im Jahr 1894 zu Vollwaisen und unter die Vormundschaft des Prinzen Leopold gestellt.185 Christoph wurde 1906 Rittmeister und Eskadronschef im 1. Schweren-Reiterregiment.186 Er fühlte sich körperlich nicht gesund genug, „um den dienstlichen Anforderungen vollkommen gerecht zu werden.“187 Seiner Bitte um Enthebung von seiner Stellung wurde 1907 entsprochen.188 Infolgedessen führte Christoph ein bürgerliches, zurückgezogenes Leben in seiner Villa in Bogenhausen. Der jüngste der Brüder, Luitpold, war künstlerisch begabt und sportlich.189 1908 trat er in das 1. Ulanenregiment der bayerischen Armee ein.190


Der 1831 geborene Herzog Ludwig, genannt ‚Louis‘, war ein Bruder der 1898 ermordeten Kaiserin Elisabeth191 und verzichtete bei seiner Heirat mit einer bürgerlichen Schauspielerin zugunsten seines Bruders Carl Theodor auf seine Erstgeburtsrechte. Nach dem Tod seiner Frau heiratete er erneut eine Bürgerliche, von der er sich im Jahr 1913 scheiden ließ.192 In der Presse kam es zu Skandalisierungen seines Privatlebens.193 Im Jahr 1916 baten die beiden Schwestern der 1898 verstorbenen Kaiserin Elisabeth von Österreich, die verwitwete Ex-Königin beider Sizilien, Marie (*1841) sowie die verwitwete Prinzessin Mathilde, Gräfin von Trani, die der herzoglichen Linie des Königshauses entstammten, „als Mitglieder des bayerischen Königshauses von Neuem eintreten zu können.“194 Nicht zuletzt gehörte der geistig umnachtete König Otto (*1848) der königlichen Familie an, der seit den 1880er Jahren in Schloss Fürstenried bei München untergebracht war.195


KONSTITUTIONELLE MONARCHIE


Die Ämter der Bundesfürsten waren keine fest umschriebenen Aktionsfelder, sondern eine lose Ansammlung von politischen, militärischen, diplomatischen, religiösen, kulturellen und symbolischen Funktionen, deren wechselseitige Beziehung dynamisch und teils problematisch war. Der Herrscher bewegte sich in einem System, dessen Machtarchitektonik sich ständig veränderte. Durch die Verfassung war er mit Prärogativen der Exekutive ausgestattet. Mit welchem Erfolg die Vollmachten zur Geltung gebracht werden konnten, hing dabei von Variablen ab. Als politischer Akteur stand er in einer komplexen und häufig nachteiligen Wechselwirkung mit seiner Autorität als öffentliche Person.196


Der König von Bayern war nach der Verfassung von 1818 das Staatsoberhaupt Bayerns. Er vereinigte in sich „alle Rechte der Staats-Gewalt, und übt sie unter den von ihm gegebenen in der gegenwärtigen Verfassungs-Urkunde festgesetzten Bestimmungen aus. Seine Person ist heilig und unverletzlich.“197 Das monarchische Prinzip machte ihn zum Souverän. Keine Instanz besaß größere politische Handlungs- und Entscheidungskompetenzen. Selbst stark konsultative oder liberal orientierte Regierungsstile änderten nichts am Wesen des politischen Systems, in dem der Souverän die Staatshoheitsrechte nach innen und außen monopolisierte. Die bis 1918 im Titel und in Allerhöchsten Verfügungen übliche Formel des „Gottesgnadentums“ bedeutete, dass die konstitutionelle Monarchie deutscher Prägung den Fürsten eine Herrschersouveränität zuschrieb, die keiner sonstigen Legitimierung bedurfte.198


Die verfassungsmäßige Kompetenz macht das theoretische und prinzipielle Übergewicht der Krone im konstitutionellen Staat deutlich. Die Verfassung schränkte dessen Herrschergewalt zwar ein, wurde jedoch nicht als Vertrag zwischen Krone und Volk ausgelegt, schon gar nicht als Anerkennung der Volkssouveränität. Vielmehr ruhte die Souveränität beim Fürsten, der freiwillig auf einen Teil seiner Rechte verzichtete.199


Unabhängig vom Willen der Volksvertretung konnte Ludwig III. über die Zusammensetzung seiner Staatsregierung und seiner Kabinette entscheiden. Somit bestimmte seine moralische Initiative den Kurs des Staates.200 Der vormalige Vorsitzende des Ministerrats Clemens von Podewils stellte 1909 fest, in keinem Land sei „ein persönlicher Verkehr der Krone mit den Ministern in größerem Umfange üblich als in Bayern.“201 Dies sollte sich in der Regierungszeit Ludwigs III. fortsetzen. Der neue König zeigte jedoch mehr Autorität und Machtbewusstsein als sein Vater. Seine Anstrengungen zeugen von Führungsqualitäten, die ihn ungeachtet des Renommees seiner zivilen Volkstümlichkeit als eine kraftvolle Herrscherfigur erscheinen lassen. Die Autorität des Königs hatte ihren Nimbus nicht verloren. Sie war jedoch stärker vom persönlichen Geschick des Herrschers abhängig, als dies in der Verfassung zugrundegelegt war.202


Der bei seinem Amtsantritt 68-Jährige brachte viel an politischer Erfahrung und Kenntnisreichtum in seine Regierung ein. Über 26 Jahre hatte er als Thronfolger bereit gestanden und zunehmend repräsentative Pflichten übernommen. Die Regentschaft seines Vaters hatte ihm jedoch keine Machtteilhabe erbracht.203 Er selbst resümierte seine Stellung 1886 folgendermaßen: „In einem monarchischen Staat ist immer nur einer der Herr und ist einer, der zu entscheiden hat, und derjenige, der ihm noch so nahe steht, muss ebenso sein Untertan sein wie der geringste Tagelöhner“.204 Ludwig stand in der Reichspolitik für einen durchführbaren, an der Verfassung des Deutschen Reichs orientierten Föderalismus, der die Stellung der Einzelstaaten betonte. Als Reichsrat hatte er sich für sozialpolitische Aktivitäten eingesetzt, zudem sogar für eine Wahlrechtsreform.205


Vor allem ökonomischen und agrarpolitischen Fragen galt sein Interesse. Er machte sich als Förderer technischer Entwicklungen einen Namen und galt als Vorkämpfer für den Ausbau der bayerischen Wasserstraßen. Als Hauptziele seiner Regierung gab er, neben der Förderung der alteingesessenen Landwirtschaft, die Stärkung der Industrie, des Handels und Verkehrs aus. In der ersten Rede als König sprach er sich für eine „mit der Zeit fortschreitende und ihren Anforderungen entsprechende Entwicklung des Verfassungslebens“ aus.206 Auf seine Initiative hin war 1891 der Bayerische Kanalverein gegründet worden, der sich für den Bau einer Großschifffahrtsstraße vom Rhein zur Donau einsetzte.207 Er war aufgrund seines Engagements für die wirtschaftliche und technische Entwicklung Bayerns durch die Ludwig-Maximilians-Universität München zum Ehrendoktor der Nationalökonomie ernannt worden. Die Technische Hochschule München promovierte ihn aus denselben Gründen zu ihrem ersten Dr.-Ing.208 Auch war er Ehrendoktor der Erlanger Universität.209 Zudem wurde ihm der Titel eines Dr. rer. publ. verliehen.210
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Abbildung 4: Ludwig mit Finanzminister von Breunig





Das Interesse, das Ludwig Fragen der Landwirtschaft entgegenbrachte, die vielfache Berührung mit der Wirtschaftswelt sowie der Einblick, den er als langjähriges Mitglied der Reichsratskammer in die Staatsverwaltung gewann, schufen ihm bemerkenswerte Kenntnisse. Es war im Urteil des Kriegsministers erstaunlich, mit welcher Sachkunde Ludwig III. über „recht verwinkelte und fernliegende volkswirtschaftliche Dinge zu sprechen wusste“.211 Wenngleich Ludwig einen modernen Monarchentyp darstellte und sich immer wieder in die Innen- und Außenpolitik einmischte, so musste er Detailfragen seinen Fachministern überlassen. Angesichts der wachsenden Zahl an zu regelnden Alltagsbereichen, neuen Industriezweigen und einer stark anwachsenden Bevölkerung, für die es Entscheidungen zu treffen galt, wurde die Regierungsarbeit wesentlich verkompliziert. Der Monarch benötigte folgerichtig die Zuarbeit seiner Ministerien, die ihm ausgearbeitete oder kommentierte Beschlussvorlagen lieferten.212


Allgemein wurde nach Ludwigs Regierungsantritt davon ausgegangen, dass er, wie sein Vater, über den Parteien stehen werde. Einzelne Zeitungen wiesen jedoch darauf hin, dass die Freundschaft Ludwigs zu den Staatsministern Hertling und Soden dies in Frage stelle. Die Frankfurter Zeitung schrieb: „Mit der Übernahme der Regentschaft durch den Prinzen Ludwig erhält die bayerische Regierung erst in Wirklichkeit ein einheitliches Gepräge, denn das Ministerium Hertling ist eigentlich von Anbeginn an das Ministerium des Prinzen Ludwig gewesen, während es mit dem Prinzregenten Luitpold durch keinerlei innere Gemeinschaft verbunden war.“ Ludwig gebe seiner Meinung gelegentlich „unumwunden Ausdruck, aber seine klerikale Grundstimmung und die persönliche Freundschaft, die ihn mit dem Ministerratsvorsitzenden Freiherrn von Hertling und besonders mit dem Minister des Innern, Freiherr von Soden, verbindet, wird eine feste Brücke zum Zentrum bilden.“213


Den insgesamt 110 Ministerratssitzungen im Verlauf seiner Regierungszeit – die erste am 15. Dezember 1912, die letzte am 19. Oktober 1918 – wohnte Ludwig nicht persönlich bei.214 Im Rahmen von Audienzen berichtete ihm der Ministerratsvorsitzende deren Ergebnisse ausführlich.215 Die übrigen Staatsminister fanden sich regelmäßig zum Immediatvortrag beim König ein. Dieser enge Kontakt zwischen Monarch und Regierung war im konstitutionellen Staat ungewöhnlich.216


Ludwig stand in einem Netzwerk von Regeln und Entscheidungsabläufen, die aus Gründen der Sachkompetenz jegliches ‚persönliche Regiment‘ beträchtlich einschränkten. Der Beamtenapparat, der eine unabdingbare Voraussetzung für die Herrschaftsausübung im modernen Staat darstellte, verselbstständigte sich in vielerlei Hinsicht und schränkte die Entscheidungsspielräume des Monarchen ein. Hinzu kamen rechtliche Grenzen, die mit dem Verfassungseid in Kraft traten.217 Marie Freiin von Redwitz, eine langjährige königliche Hofdame, resümierte später: „König Ludwig galt als starrköpfig, nach kurzer Zeit aber äußerten sich die Minister, es arbeite sich leicht und angenehm unter ihm, da er in allen Ressorts so gut beschlagen sei und ihre Befugnisse nie beeinträchtigte; er regiere streng konstitutionell.“218


Die konstitutionelle Monarchie basierte auf dem Gedanken des Konsenses, des Kompromisses zwischen König, Regierung und dem Landtag. Ein dauerhafter Dissens musste zwangsläufig Sprengkraft entwickeln. Insofern war der Monarch der wichtigste Ausgleichsfaktor der Politik. Er stand keineswegs über dem System, wie Ludwig I. noch die Verfassung interpretiert hatte.219 Um seine Einflussmöglichkeiten geltend zu machen, musste der Monarch zumindest oberflächlich durchgängig über alle wichtigen Angelegenheiten informiert werden. Selbst während der Abwesenheit des Herrschers von der Residenzstadt, etwa dessen Aufenthalt in Leutstetten, wurden die Staatsminister zum Vortrag befohlen.


Zwei- bis dreimal in der Woche hielt Ludwig III. Audienzen ab. So wurde er durchgehend über alle erdenklichen Problemstellungen und Anliegen informiert. Neben Staatsministern waren die Mitglieder des diplomatischen Korps, die Generalität und der hohe Klerus sowie einige Mitglieder der Reichsratskammer häufige Gäste.220 Hunderte von Anfragen um Audienzgewährung gingen beim König ein. Selbst bei Herren mit Hofzutritt wurde durch das Kabinett oder das Staatsministerium des Königlichen Hauses geprüft, ob eine Audienz politisch unbedenklich sei. Unter den Anfragen befanden sich neben Audienzanträgen von Reichstagsabgeordneten oder Vertretern von Körperschaften häufig Wünsche nach Antrittsbesuchen seitens erstmalig auf der Hofrangliste geführten Offizieren oder hohen Beamten. Teils waren kuriose Anfragen von einfachen Bürgern unter den Audienzanträgen.221 Audienzen, bei denen der Gast in politischen Angelegenheiten eine Entscheidung des Königs erwartete, hatten selten Erfolg. Dies lag nicht zuletzt daran, dass Ludwig von seinem Kabinettschef und seinem Ministerratsvorsitzenden vor manchen Themen abgeschirmt wurde.222


Besonders bei politisch heiklen Themen sollte deren Eingreifen vermeiden, dass Ludwig III. von seinen Gesprächspartnern in unliebsame Richtungen beeinflusst würde.223 Das bayerische Außenministerium begründete intern, wieso dies notwendig war: „Exzellenz von Dandl hat zwar [...] der Hoffnung und Erwartung Ausdruck gegeben, dass sich S. Majestät […] auf kein politisches Gespräch einlassen werde – aber sicher erscheint mir dies nicht. […] Ich brauche jedenfalls [...] nicht besonders darauf aufmerksam zu machen, wie leicht die Allerhöchsten Herren jeweils den zuletzt auf sie einwirkenden Einflüssen nachgeben – ob unser Allergnädigster Herr hiervon eine unbedingte Ausnahme macht, möchte ich nicht entscheiden.“224 Bei der Mehrzahl der Audienzen handelte es sich aber nicht um politische Diskussionen mit dem Staatsoberhaupt, sondern um den Beweis ‚königlicher Huld‘. Sie waren keine privaten Gunstbezeugungen des Monarchen, sondern offizielle Anlässe bei Hof. Daher kam das strenge spanisch-burgundische Hofzeremoniell zum Tragen, wenngleich es durch die ‚leutselige‘ Liebenswürdigkeit des Monarchen an Strenge verlor.225


Der Historiker Karl Alexander von Müller erinnerte sich, dass er, nachdem er Honorarprofessor an der Münchner Universität wurde, am 9. Juni 1917 zu einer Antrittsaudienz beim König ins Wittelsbacher Palais bestellt wurde: „Am Tor des Gebäudes salutierte ein silberblauer Portier feierlich mit einem großen Stock, auf roten Teppichen stieg man durch wachhabende Hartschiere im Löwenhelm hinauf. Neue silberblaue Lakaien geleiteten einen ins Empfangszimmer, wo der Flügeladjutant mit großer Silbertresse, Feldbinde und Helmbusch die Geladenen empfing und gegenseitig vorstellte. […] Der König, in Artillerieuniform, empfing, auf einem schönen Teppich stehend, in der Mitte eines großen länglichen Salons, mit einem kräftigen Händedruck. Man stand ihm während der ganzen Unterredung auf einen Schritt gegenüber. […] Im Gegensatz zu seiner Erscheinung auf der Straße wirkte er vornehm und fürstlich.“226


Verfassungen, Verwaltungen und Parlamente entlasteten den Herrscher und ersetzten ihn teilweise. Grundsätzlich behielt der Monarch aber bedeutende Reservatrechte.227 Ludwig III. verfügte über umfassende Machtchancen und konnte bestimmten Interessen nachgehen, war aber nicht verpflichtet, seine Einflussmöglichkeiten auszuschöpfen. Seine Stellung garantierte ihm politische Mitsprache in allen Bereichen. Er allein hatte das Recht zur Ernennung und Entlassung der Mitglieder der Staatsregierung. Bei der Auswahl wurden ihm von der Verfassung keine Vorgaben gemacht, daher konnte er sich die Kandidaten aussuchen, die seinen Vorstellungen von Regierungsarbeit am ehesten entsprachen. Anordnungen des Königs erlangten erst Gültigkeit, wenn sie vom zuständigen Staatsminister gegengezeichnet wurden, ebenso umgekehrt. Dem König gebührte das Recht, die gesetzgebenden Organe Reichsrat und Landtag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen und zu schließen.


Als Oberhaupt der Beamtenhierarchie oblag ihm die Ernennung aller etatmäßigen Staatsbeamten, die eine höhere wissenschaftliche, technische oder künstlerische Berufsbildung nachzuweisen hatten. Vom Landtag und Ministerrat beschlossene Gesetze erlangten nur Geltung, wenn sie vom König ausgefertigt und „Im Namen Seiner Majestät“ verkündigt wurden. Dies bedeutete zwar nur eine formale Weiterleitung mit königlicher Unterschrift; verweigerte dieser jedoch seine Mitwirkung oder seine Unterschrift, so konnten die Beschlüsse nicht in Kraft treten. Aufgrund dieses Genehmigungsvorbehalts wurde der König meist in frühen Stadien des Gesetzgebungsverfahrens über die Vorhaben seiner Regierung informiert und aktiv in diese eingebunden.228


Da die Staatsministerien und das Zivilkabinett eng an den Monarchen angebunden waren und alle in ihnen beschäftigen Beamten durch seine Entscheidung in ihr Amt gelangten, konnte Ludwig III. sie und den Landtag prinzipiell gegeneinander ausspielen. Angesichts der tausenden jährlichen Personalentscheidungen, Beamtenbeförderungen, Beurlaubungen, Verleihungen, Gnadenerweisen, Versetzungen und Auszeichnungen – die erst durch die Unterschrift des Monarchen Gültigkeit erlangten – wird deutlich, dass von einer inhaltlichen Bewertung der meisten Angelegenheiten durch den Entscheidungsträger keine Rede sein konnte. Vielmehr mussten die Anträge dem Monarchen unterschriftsfertig vorgelegt werden, der sie in der Regel nur noch unterschrieb.229 Auf diese Weise wurden die Entscheidungsmöglichkeiten des Monarchen reagierend und er war von den Vorlagen der Regierungsbürokratie abhängig. Eine glatte Umkehrung der Machtverhältnisse war jedoch nicht möglich.230


Regelmäßig präsidierte der Monarch dem bayerischen Staatsrat. An die politische Gremienarbeit war er durch ein halbes Jahrhundert der Zugehörigkeit zur Reichsratskammer gewohnt.231 Während die bayerischen Könige des 19. Jahrhunderts so gut wie nie an den Staatsratssitzungen teilgenommen hatten, führte Ludwig III. bei fast jeder Sitzung den Vorsitz und beteiligte sich an den Aussprachen.232 Der Staatsrat tagte zwischen 1913 und 1918 rund dreißig Mal und bestand aus dem Herrscher, dem Kronprinzen, den königlichen Staatsministern und einigen weiteren, vom König ernannten Staatsräten.233 Der Staatsrat war in Kompetenzkonflikten das oberste beratende Gremium, das unter der unmittelbaren Leitung des Monarchen stand.234 Alle Gesetzentwürfe, die an den Landtag zu bringen waren, mussten zuvor dem Staatsrat vorgelegt werden.235


Die Legislative bestand aus zwei Kammern: Derjenigen der Reichsräte und derjenigen der Abgeordneten.236 Mit dem Parlament kam der Monarch nur ausnahmsweise in Kontakt: Parlamentseröffnungen und -abschiede fungierten seit dem Anspruch der modernen Parlamente, das Staatsvolk zu repräsentieren, als Selbstdarstellung von Souverän, Exekutive und Legislative. Grundsätzlich lag die Inszenierungshoheit beim Fürsten und seiner Bürokratie. Die Artikulationsmöglichkeiten der Abgeordneten waren gering. Von Bedeutung war es jedoch, ob Parlamentarier der Eröffnung fernblieben, oder ob Abgeordnete ihre Nähe zur Monarchie durch das Tragen des Fracks oder der Uniform demonstrierten, was den höfischen Glanz der Veranstaltung steigerte. Das Parlament wurde so zu einer weiteren Legitimationsinstanz des Monarchen.237




KÖNIGLICHER HOF


Die zentrale Einrichtung der Monarchie war der Königliche Hof. Dieser bestand aus der Residenz, der Haushaltung, dem Hofstaat sowie den Mitgliedern des Königlichen Hauses.238 Dem König standen mit der Hofverwaltung, dem Zivilkabinett und der Adjutantur Immediatbehörden als Instrumente der Herrschaftsausübung zur Verfügung. Teils übte der Hof erheblichen Einfluss auf Entscheidungsfindungsprozesse aus.239 Ludwig III. war entscheidungsunabhängig, was seine Personalpolitik anging. In seine persönliche Umgebung wurden ausschließlich Männer seines Vertrauens berufen. Die militärischen Dienste, etwa die Adjutantur und die Leibgarde, befanden sich allerdings nicht im Hof-, sondern im Staatsdienst. Die Einflussmöglichkeiten der Hofgesellschaft auf den Monarchen – und damit indirekt auf die Gestaltung des öffentlichen Lebens – waren angesichts dessen sonstiger Abschottung von äußerem Einfluss enorm. Die Kritik sprach von einer „chinesischen Mauer“ um den Herrscher.240


Anders als im Fall der verfassungsmäßig legitimierten Organe blieb der Öffentlichkeit die Arbeit der Stabstrukturen des Herrschers weitgehend entzogen. Ludwig war nach seinem Regierungsantritt daran gelegen, die Machtverhältnisse grundlegend neu zu regeln und Schlüsselpositionen mit ihm nahestehenden Personen zu besetzen. Alle Hofstäbe wurden ab 1913 unter eine Gesamtverwaltung des Obersthofmeisterstabes gebracht.241


Das Grundprinzip der Neuorganisation war es, den Hofstaat zu zentralisieren, effektiver zu machen und zu vereinfachen. Als Vorbilder dürften die Hoforganisationen in Sachsen, Preußen und Österreich gedient haben. An der Spitze der Gesamtverwaltung stand seit 1. Mai 1913 Obersthofmeister Graf Albrecht von Seinsheim. Dieser hatte bereits zuvor an der Spitze dreier Hofstellen gestanden; der des Obersthofmeisteramtes, des Oberstkämmerer- und Obersthofmarschallstabes. Diese Hofstellen hatten zuvor, ebenso wie der Oberststallmeisterstab, die Generalintendanz der Hoftheater und der Hofmusik, selbstständig nebeneinander bestanden und waren direkt dem Herrscher untergeordnet. Durch die Reorganisation änderte sich dieses komplexe Verhältnis. Von da an unterstanden sämtliche Hofstellen dem Obersthofmeister. Dieser war nunmehr der höchste Beamte der Hofverwaltung, der allein Vortrag über alle Hofangelegenheiten zu erstatten hatte.242
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Abbildung 5: Residenz und Nationaltheater im Festschmuck





Dem Obersthofmeister unterstanden mehr als 175 Hofangestellte, wovon der Obersthofmeisterstab etwa ein Dutzend Angehörige ausmachte. Diesem zugeordnet waren die zehnköpfige Hofbaudirektion, die kleinere Schlösserdirektion und Hofgärtendirektion, das Justiziariat der Hofverwaltung, die etwa zwei Dutzend königlichen Palastdamen, der aus der Allerheiligen Hof-Kirche, der Theatinerkirche, der Hofkirche St. Michael und weiteren Kirchen bestehende Hof-Kirchensprengel, das aus den Hofstabsärzten und der Hofapotheke bestehende Hof-Medizinalwesen, der Hausschatz, die Hofkasse sowie die Seeadministrationen. Zudem unterstanden die Schlossverwaltungen der Residenz, des Wittelsbacher Palais, des Schlosses Nymphenburg, des Schlosses Berg, des Jagdschlosses St. Bartholomä am Königssee, des Schlosses Berchtesgaden, des Schlosses Landshut, des Schlosses Ludwigshöhe und zehn weiterer Schlösser dem Obersthofmarschallstab. Daneben existierte eine Finanzabteilung des Obersthofmeisterstabs, welcher die Glyptothek und die Neue Pinakothek unterstanden.243 Am 1. Dezember 1913 wurde dem Direktor des Hauptmünzamtes Anton Munkert die Funktion des Schatzmeisters des Königlichen Hausschatzes übertragen.244


Der zweiten Hofstelle, dem Oberstkämmereramt, stand Oberstkämmerer Hans Freiherr von Laßberg vor, der auch die Hofjagddirektion leitete. Als Oberstzeremonienmeister fungierte Maximilian Graf von Moy. Diesen beiden waren ein Geheimer Sekretär, ein Kammerfourier, ein Hofoffiziant und ein Stabsdiener zugewiesen. Laßberg stand außerdem den mehr als 150 königlichen Kämmerern vor, die sich aus alten Adelsfamilien zusammensetzten, ebenso der Pagerie. Mit der Wahrnehmung der Geschäfte des Oberhofmarschallamts war Obersthofmeister Graf von Seinsheim betraut. Das Oberststallmeisteramt wurde von Wilhelm Freiherr von Leonrod geleitet und verwaltete mit etwa dreißig Angestellten den Marstall und die Hofgestüte. Klemens Freiherr von und zu Franckenstein stand der General-Intendanz der Hoftheater und der Hofmusik vor. Diese leitete das gesamte Ensemble des königlichen Theaters, des Balletts, der Kapellen und der Oper.245 Ende 1914 trat Obersthofmeister Graf von Seinsheim in den Ruhestand, was erneut personelle und strukturelle Veränderungen in der Hofverwaltung nach sich zog. Der bisherige Oberststallmeister Wilhelm Freiherr von Leonrod wurde unter Belassung seiner Geschäfte auch zum Obersthofmeister in etatmäßiger Weise ernannt. Oberstzeremonienmeister Maximilian Graf von Moy wurden neben seinen bisherigen Geschäften auch die des Oberhofmarschalls übertragen.246


Die Mitglieder der königlichen Familie besaßen zwar allesamt Hofstaaten, diese waren im Gegensatz zum mehrere hundert Personen umfassenden Hofstaat des Monarchen allerdings nur Ehrendienste ohne eine entsprechende rechtliche Bedeutung.247 Die Königin verfügte mit der betagten Gräfin Therese Eckbrecht von Dürckheim-Montmartin über eine Obersthofmeisterin, mit Hans Freiherr von Laßberg über einen Oberhofmeister, ferner ein Sekretariat, einen Leibarzt, eine Kammerdienerin und eine Garderobierin.248 Kronprinz Rupprecht konnte dank seiner Stellung ebenfalls über einen größeren eigenen Hofstaat verfügen, der aus einem persönlichen Adjutanten, einem Hofsekretär, einem Hofhausmeister und weiteren Angestellten bestand. Der Mehrzahl der übrigen Prinzessinnen und Prinzen des Königlichen Hauses waren in der Regel je eine Hofdame oder ein persönlicher Adjutant zum Dienst beigeordnet, zudem teilweise Leibärzte, Sekretäre und Hofköche.249


Eine Schlüsselstelle am königlichen Hof war während der Prinzregentenzeit die Leitung der Geheimkanzlei gewesen, deren Einfluss stetig gewachsen und deren Chef im Hintergrund bis zum Jahr 1912 zu einem der mächtigsten Männer im Staat aufgestiegen war.250 Ludwig löste die Geheimkanzlei mit einer seiner ersten Amtshandlungen auf und verteilte deren Aufgaben neu. Deren langjähriger Chef Freiherr von Wiedenmann wurde, offiziell auf eigenen Wunsch, in den Ruhestand versetzt und mit warmen Dankesworten verabschiedet.251 Die Besorgung der Kanzleigeschäfte wurde dem neugeschaffenen königlichen Kabinett übertragen, in welches die Beamten der Geheimkanzlei übernommen wurden. Zum Chef des Kabinetts wurde Otto Ritter von Dandl bestimmt, dem zugleich Titel und Rang eines Staatsrats im außerordentlichen Dienst verliehen wurden.252


Das Kabinett war als Sekretariat und politisch beratender Stab direkt dem Herrscher zugeteilt und bestand nur aus wenigen Mitarbeitern. Dem Kabinettschef waren zur Dienstleistung die Geheimen Sekretäre Walter und Mayer beigegeben, zudem der Geheime Sekretär Raab vom Staatsministerium des Königlichen Hauses und des Äußern. Ferner gehörte dem Kabinett Stabsinspektor Braun an, welcher von der Finanzabteilung des Obersthofmeisterstabs abgestellt wurde.253 Der Chef des Zivilkabinetts war nicht nur ein enger Vertrauensmann des Königs, sondern gewissermaßen die Schnittstelle zwischen Krone, Regierung, Presse und Parteien. Er war ständiger Teil der engeren Entourage. Obwohl Otto von Dandl in dieser Position im Hintergrund wirkte, ist er in seiner politischen Bedeutung und seinem Einfluss kaum zu überschätzen.254


Wie Dandl später sagte, hatte er am Tag kaum zwei Stunden für sich selbst und im Jahr kaum zwei Tage Urlaub. Ludwig III. ließ sich von seinem Kabinettschef über alles Vortrag halten. Dandl musste bei Konflikten eine Vermittlerrolle spielen und in der Innen- wie Außenpolitik stets bestens informiert sein. In das schlichte Amtszimmer der Kabinettskanzlei kamen alle möglichen Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens. Dandl wurde von Parlamentariern fast noch häufiger aufgesucht als der Ministerratsvorsitzende Hertling, da man sich bewusst war, dass er jederzeit direkten Zugang zum König hatte. Im Gegensatz zu seinem Vorgänger nutzte er seine Stellung allerdings nicht, um seine eigene Hausmacht zu erweitern. Häufig vertrat er Ansichten gegenüber dem Monarchen, die sich teils stark von dessen Meinung unterschieden. In allen wesentlichen Fragen unterstützte er den Ministerratsvorsitzenden.255


Indem das Kabinett die Beschlüsse inhaltlich und in der Präsentation für den Landesherrn vorbereitete, nahm es eine machtvolle Position ein. Obgleich diese Institution verfassungsmäßig nicht legitimiert und dem Blick der Öffentlichkeit entzogen war, spielte sie eine nicht wegzudenkende Rolle im Entscheidungsgefüge der konstitutionellen Monarchie. Nach dem Vorbild des kaiserlichen Zivilkabinetts vermittelte das Kabinett des bayerischen Monarchen den gesamten Geschäftsverkehr des Königs, ebenso wie dessen Privat- und Familienangelegenheiten. Als Chef des Kabinetts hielt Otto von Dandl König Ludwig III. Vorträge in sämtlichen zivilen innenpolitischen Angelegenheiten – sei es die Vorlegung von Gesetzentwürfen, die Allerhöchste Vollziehung von Gesetzen und Verordnungen, Ernennungen und Beförderungen von Beamten, Verleihungen von Titeln, Orden und anderen Auszeichnungen sowie Haus- und Hofangelegenheiten. Bei Immediatvorträgen ziviler Staatsminister vor dem König war Dandl in der Regel ebenfalls anwesend.256


In militärischen Dingen wurde dem König eine Adjutantur beigestellt. Diese umfasste neben dem Vortragenden Generaladjutanten Generalleutnant Wilhelm Ritter Walther von Walderstötten vier weitere Generaladjutanten. Als Flügeladjutant diente Oberstleutnant Otto Graf zu Castell-Castell. Der Vortragende Generaladjutant gehörte zum ständigen Umfeld des Königs und beriet ihn in allen militärischen Fragen.257 In ihrer Machtfülle war die Adjutantur nicht vergleichbar mit dem kaiserlichen Militärkabinett, das für Wilhelm II. sämtliche Beförderungen, Beurlaubungen, Verabschiedungen oder Auszeichnungen von Offizieren und Generälen der preußischen Armee entscheidungsreif vorbereitete.258 Dennoch bildete sie als beratende Institution ein ständiges Gegengewicht zum Kriegsministerium. General Walther von Walderstötten wohnte den wöchentlichen Immediatvorträgen des Kriegsministers vor dem König stets bei, bereitete den Monarchen auf die zu besprechenden Themen vor und beriet ihn bei der Entscheidungsfindung.259


KONSOLIDIERUNG DER FINANZEN


Die Wirtschaftverhältnisse des bayerischen Königshofes hatten sich während der Regentschaft äußerst schwierig gestaltet. Der preußische Gesandte von Treutler berichtete 1913 an den Reichskanzler: „Die finanzielle Lage der regierenden Linie der Wittelsbacher ist dadurch eine so prekäre gewesen, dass nur die lange Regentschaft im Verein mit der fabelhaften Bedürfnislosigkeit der beteiligten hohen Herren eine Katastrophe verhütete.“260 Die Gelder, die der bayerische Staat dem Regenten zur Erfüllung seiner Aufgaben zukommen ließ, waren erheblich geringer als diejenigen eines Königs, trotz vergleichbarer Stellung, vergleichbaren repräsentativen Verpflichtungen und ähnlichem Finanzbedarf.261 Als Prinzregent verfügte Ludwig über 442.857 Mark Regentendotation und 170.000 Mark aus dem Ludovicianischen Fideikommiss, zudem über einen Apanageanteil von 49.713 Mark. Aus diesen Einkünften musste das Auskommen seiner acht Kinder gewährleistet werden.262 Die finanzielle Versorgung der nachgeborenen Prinzen war auf Dauer problematisch.263


Das im Jahr 1834 in Kraft getretene Gesetz über die permanente Zivilliste regelte ungeachtet des Familienvermögens der königlichen Familie den staatlichen Unterhalt der Wittelsbacher für die männlichen Mitglieder des Hauses als Zivilliste und Apanagen, für die weiblichen Mitglieder als Witthümer und Mitgiften.264 Die Disposition des Privatvermögens der Wittelsbacher – nicht aber des Staats- und Haus-Fideikommiss-Vermögens – stand allein dem König zu. Dabei war er nicht an Vorschriften der bürgerlichen Gesetze gebunden. Für die übrigen Mitglieder des Königlichen Hauses galten dagegen hinsichtlich ihres Privatvermögens die bürgerlichen Gesetze, nach welchen auch die Erbfolge in dasselbe bestimmt wurde. Die ihnen angewiesene staatliche Apanage durften die Prinzen ohne Genehmigung des Königs selbst in ihrer eigenen Familie oder Linie nicht frei verteilen.265


Prinz Rupprecht besaß während der Regentschaft seines Vaters faktisch die Stellung eines Kronprinzen, konnte aber nicht durch die dafür vorgesehenen Mittel ausgestattet werden.266 Dem regierungsunfähigen König Otto stand nach den staatsrechtlichen Bestimmungen die Versorgung eines Monarchen zu, wenngleich der Verweser des Reiches die Rechte des Königs wahrnahm. Die Zivilliste wurde von 1876 bis 1913 nicht erhöht, obwohl vor allem die Personalkosten im gleichen Zeitraum extrem stiegen. Zudem mussten aus den Mitteln der Zivilliste ab 1886 die Schulden des verstorbenen Königs Ludwig II. in Höhe von 14,5 Millionen Mark bedient werden, was über zwei Jahrzehnte umfangreiche Einsparungen in der Hofverwaltung, sowie die Belastung des Wittelsbacher Privatvermögens mit Kosten, die laut Gesetz die Zivilliste trug, notwendig machte. Finanzminister Georg von Breunig gab 1913 vor dem Finanzausschuss des Landtags offen zu, dass erhebliche Zuschüsse aus dem Privatvermögen König Ottos geleistet werden mussten, um die entstandenen Defizite auszugleichen.267


Justizminister Heinrich von Thelemann hatte im Dezember 1912 darauf hingewiesen, dass mit der Königerhebung eine Neuregelung der Zivilliste, des Unterhalts des Königs Otto, und der Apanagierung und Etablierung der Prinzen aktuell werde.268 Um die Beendigung der Regentschaft nicht mit finanziellen Argumenten zu belasten, verschob der Ministerrat diese Frage auf einen Zeitpunkt zwei Wochen nach der Thronbesteigung Ludwigs.269 In der Landtagsberatung über die Erhöhung der Zivilliste am 21. November 1913 wurde Kritik geäußert. Einige Liberale empfanden die Forderung nach einer Erhöhung um 1,2 Millionen Goldmark als zu hoch. Dennoch wurde die Vorlage mehrheitlich angenommen, mit den Gegenstimmen der Sozialdemokratie und einiger Linksliberaler.270


Neben den staatlichen Zuwendungen stand das Privatvermögen. Die materiellen Grundlagen des Hofbetriebes beruhten auf dem Kronvermögen, dem Hausvermögen, dem Fideikommissvermögen sowie dem freien Privatvermögen. Der König verwaltete als Oberhaupt des Hauses Wittelsbach – ungeachtet der finanziellen Engpässe – noch immer das viertgrößte deutsche Familienvermögen.271 Geschätzt wurde das Wittelsbacher Privatvermögen auf etwa 300 Millionen Mark. Es erbrachte aber jährlich nur 2,6 Millionen Gewinn. Nur Kaiser Wilhelm II., der Großherzog von Mecklenburg-Strelitz und die Großindustriellenfamilie Krupp rangierten vor dem Wittelsbacher Privat- und Familienvermögen, dahinter folgten die Fürsten von Henckel-Donnersmarck und von Thurn und Taxis.272


Nachdem die permanente Zivilliste in Bayern 4.231.044 Mark betrug, wurde diese am 23. November 1913 um 1.168.956 Mark erhöht. Die Anhebung der staatlichen Zuschüsse an den Hof wurde im Entwurf des Finanzgesetzes für 1914/15 ausführlich begründet: Angesichts der Belastung des Hofetats hatte die Hofverwaltung seit dem Jahr 1900 zur Deckung des Defizits auf erhebliche Zuschüsse aus dem Wittelsbacher Privatvermögen zurückgreifen müssen. Trotz der ungünstigen Finanzlage hatte der Hof bei einer Gehaltsneuordnung im Jahr 1908 die Gehälter der Staatsbeamten erhöht. Unter solchen Umständen wurde die Neuregelung der Zivilliste notwendig, zumal die Verwaltung des Privatvermögens Ludwigs III. weitere Zuschüsse aus den Renten des Privatvermögens zur Deckung der Defizite der Zivilliste abgelehnt hatte.273


Die Gesamtausgaben für das Königliche Haus und den Hof betrugen im Jahr 1914 6.865.734 Mark.274 Der Vergleich mit den Hohenzollern zeigt, dass die finanzielle Ausstattung nicht zu üppig ausfiel. Die dem Kaiser gewährte Krondotation und der „Allerhöchste Dispositionsfonds“ betrugen 22,2 Millionen Mark.275 Die Ausgaben des bayerischen Staates für den Hofhaushalt zählten ohne die Apanagen etwa 0,6% der gesamten Staatsausgaben.276 Mit der Erhöhung der Zivilliste war der Königshof wieder hinlänglich ausgestattet. Insgesamt erhöhte sich der Etat des Hofes um 1.463.259 Mark. Auf Ludwig III. entfielen 1.130.000 Mark, wobei besondere Ausgaben wie Unterstützungen und Gnadenbezüge (363.000 Mark) oder Orden und Ehrengeschenke (100.000 Mark) nur rund 600.000 Mark für den Bedarf des Herrschers übrig ließen. Gleichzeitig erhielt Prinz Rupprecht Status und Apanage des Kronprinzen in Höhe von 394.287 Mark sowie das Ludovicianum.277


MONARCHIE UND FÖDERALE ORDNUNG


Für die regierenden Häuser der deutschen Einzelstaaten ergab sich spätestens im Zuge der Reichsgründung die Notwendigkeit einer Stellungnahme zur deutschen Nation. Im 19. Jahrhundert wurde die Monarchie von der Verbreitung nationaler Vorstellungen erfasst, was dazu führte, dass sie verstärkt für politische Zwecke beansprucht wurde.278 Auf der herrschaftlichen Ebene des Kaiserreichs bestand damit ein System voller verkapselter monarchischer Mikrokosmen, deren nationalstaatlicher Zusammenschluss weit äußerlicher war, als man denken könnte.279


Die Reichsverfassung vom 16. April 1871 begann mit der Erklärung, dass der König von Preußen, der König von Bayern, der Großherzog von Baden und der Großherzog von Hessen einen ewigen Bund „zum Schutze des Bundesgebietes und des innerhalb desselben gültigen Rechtes, sowie zur Pflege der Wohlfahrt des deutschen Volkes“ eingingen. Die deutschen Staaten wurden Gliedstaaten eines Bundesstaates, der sowohl die Partikularinteressen als auch den Zusammenhalt gewährleisten sollte.280 Es zeigte sich, dass die Bundesfürsten der Reichspolitik keine nennenswerten Schwierigkeiten bereiteten, sondern sich im Gegenteil als verlässliche Stützen erwiesen. Die Befürwortung des Nationalgedankens lag im begründeten Eigeninteresse der Fürsten, denn gerade für die Kleinstaaten gab es keinen besseren Bestandschutz.281


Das Reich war jedoch bis zuletzt kein ‚Großpreußen‘. Alle Gliedstaaten behielten originäre Hoheitsrechte: Das Recht auf eine eigene Verfassung, auf Besitz und Ausübung ihrer Zuständigkeiten in Gesetzgebung, Gerichtsbarkeit und Verwaltung. Darüber hinaus behielt Bayern Reservatrechte, die das Königreich von der Reichsgesetzgebung und -aufsicht in den strategisch wichtigen Bereichen des Eisenbahnwesens, des Post-, Telegrafen- und Militärwesens befreite.282 Die zentrale Sperre gegen die Unitarisierung war die Reichsverfassung, die den Bundesrat als Gegenpart des Reichstags etablierte. Die durch den Nationalstaat mediatisierten Bundesfürsten fanden in der Kulturpolitik das Refugium, in dem sie den Verlust eines Teiles ihrer politischen Macht wirkungsvoll kompensieren konnten. Dies führte zu einer Festigung nicht nur des Kulturföderalismus, sondern der föderalen Grundstruktur des Reiches selbst. Die regionalen Identitäten trugen zur Akzeptanz des Nationalstaates bei. Man konnte einfacher in den Nationalstaat hineinwachsen, indem man sich als Föderalist oder Regionalist bekannte.283


Die Außenpolitik war verfassungsmäßig als zentrale Bundesangelegenheit verankert. Der Bundesratsausschuss für auswärtige Angelegenheiten bildete die institutionelle Mitsprachegarantie der Bundesstaaten. Unter der Kanzlerschaft Bethmann Hollwegs wurde es ab 1909 üblich, dass der Ausschuss regelmäßig kurz vor Beginn der Winterarbeiten des Reichstags zusammentrat.284 Im Jahr 1912 erklärte der bayerische Ministerratsvorsitzende Hertling als Ausschussvorsitzender selbstbewusst, diese Institution versetze die Reichsleitung nicht nur in die Lage, sich mit den Bundesstaaten auszutauschen; für die Außenpolitik seien auch die Bestrebungen und Wünsche der Bundesstaaten von Belang.285


Den Einzelstaaten war zudem das Recht zur Entsendung eigener Vertreter ins Ausland und zum Empfang fremder Gesandter belassen. In München existierte ein diplomatisches Korps von beachtlicher Größe. Der apostolische Nuntius vertrat dort den Vatikan, Österreich-Ungarn, Russland und Italien unterhielten Gesandte, Frankreich und Großbritannien waren durch Ministerresidenten vertreten. Daneben waren die Vertreter fremder Mächte beim Reich auch in München akkreditiert. Baden, Württemberg, Preußen und Sachsen unterhielten in München formelle Beziehungen. Bayern hatte wiederum Gesandtschaften in einigen deutschen Staaten, in St. Petersburg, Wien, Paris, in Rom beim Vatikan und beim Quirinal und einen Ministerresidenten in Bern. Die Aufgaben der bayerischen Auslandsgesandten unterschieden sich nicht von jenen des Reiches.286


Von größter Bedeutung für den bayerischen Einfluss im Reich war der außerordentliche Gesandte am Hof in Berlin, Hugo Graf von und zu Lerchenfeld auf Köfering und Schönberg. Er war seit 1880 auf dieser Position und fungierte als stimmführender Bevollmächtigter der bayerischen Krone zum Bundesrat des Deutschen Reiches. Er hatte durch den stetigen Dialog mit den Hausherren der seiner Gesandtschaft benachbarten Reichskanzlei und durch seine politische Berichterstattung nach München die Möglichkeit, auf die Meinungsbildung des Reichskanzlers sowie die der bayerischen Regierung Einfluss zu nehmen.287 Der Diplomat, der sich am Berliner Hof zu einem engen Vertrauten und Ratgeber mehrerer Reichskanzler sowie Kaiser Wilhelms II. entwickelte, galt als einer „der klügsten Staatsmänner und Zeitbeobachter“.288 Lerchenfeld beriet auch Ludwig III. seit Jahrzehnten persönlich, der dadurch über gut informierte politische Auffassungen verfügte.289


Den deutschen Höfen kam eine tragende Rolle bei der Aufrechterhaltung des bundesstaatlichen Prinzips zu. Die Monarchie der Wittelsbacher half durch ihre integrative Symbolkraft bei der Konstruktion der kollektiven Identität Bayerns und nicht zuletzt der gesamten deutschen Nation.290 Zum Glanz des Hofes gehörten selbstverständlich die Schlösser und Gärten, Hoftheater und Kunstsammlungen, die finanziell weitgehend aus Mitteln der Zivilliste oder anderen Einkünften der regierenden Familien getragen wurden. Künstler und Architekten wurden von den Fürstenhöfen für ihre Projekte engagiert. Die Zeitgenossen erlebten nicht nur den kulturellen, sondern auch den gesellschaftlichen Glanz einer äußerlich höfisch bestimmten Welt. Im Hinblick auf die integrierenden Kräfte der Bundesstaaten muss man den Kronen einen hervorragenden Platz zuschreiben.291


Die Konkurrenz unitarischer und föderalistischer Merkmale bildete damit ein wesentliches Element des Kaiserreichs.292 Ludwig III. hatte schon im Jahr 1896 für einiges Aufsehen gesorgt, als er anlässlich der Krönungsfeierlichkeiten des russischen Zaren Nikolaus II. selbstbewusst den Standort der Bundesfürsten festlegte: „Wir sind keine Vasallen, keine Untertanen des Deutschen Kaisers, sondern dessen Verbündete!“293 Ludwig hatte zu Bayerns Stellung im Reich klare Vorstellungen: „In Hinblick auf die leider stets fortschreitende Centralisation des Deutschen Reiches dürfte es sich mehr und mehr empfehlen von Seite Bayerns [...] Einfluss zu nehmen an der Regierung und Leitung des Reiches [...].“ Zudem war es für Ludwig „sehr wünschenswert, dass die bayr. Farben in die Reichsfarben, neben den preußischen [...] aufgenommen würden, auf dass wenigstens auf diese Art der Fortbestand Bayerns im Reich und dessen Angehörigkeit zum Reich symbolisch ausdrückt [würde].294





EXKURS


DIE INSZENIERTE MONARCHIE



REPRÄSENTATION UND ÖFFENTLICHKEIT


Am Vorabend des Weltkriegs war die deutsche Monarchenriege eifrig bemüht, ihren symbolischen Wert zu unterstreichen.295 Die Zeit war von einem unübersehbaren Glanz geprägt. Gleichsam war sie eine Art Endzeit und eine Epoche des Aufbruchs. Viele bayerische Städte nahmen teil an den geistig-kulturellen Erneuerungen. Besonders München war von deutscher und europäischer Strahlkraft.296 Gesellschaftliche Ereignisse wurden durch den Prunk der Monarchie aufgewertet.297


Die politische Öffentlichkeit formte sich durch herrschaftliche Strategien, den Aufstieg moderner Massenmedien und deren Auswirkungen auf den politischen Diskurs sowie durch ein neues Austarieren des Verhältnisses von Privatheit und Öffentlichkeit nachhaltig um. Dieser Strukturwandel des öffentlichen Raumes tritt in der fortschreitenden Inszenierung von Politik im Kaiserreich und dem Bespielen des öffentlichen Raums durch die Selbstinszenierung der Nation zutage.298 Zunehmend versuchte man, die Monarchie nicht mehr nur religiös oder funktional, sondern historisch zu rechtfertigen.299 Nicht mehr nur dank ihrer Verfassungsstellung oder des Gottesgnadentums behauptete die Monarchie ihre Legitimation, sondern zog sie aus der Inszenierung ihrer eigenen Tradition.300


Die Beisetzungsfeierlichkeiten des verstorbenen Prinzregenten Luitpold demonstrierten der bayerischen Öffentlichkeit im Dezember 1912 mit einem unerhörten rituellen Aufwand die wittelsbachische Herrschaft. Nach der pompösen Beisetzung seines Vaters mit königlichen Ehren und einer dreimonatigen Landestrauer, wie sie nur einem König zustand, nahm Ludwig, noch in seiner Rolle als Prinzregent, ab dem Frühjahr 1913 mit Hochdruck repräsentative Aufgaben in Angriff. Sein Regierungsantritt als König wurde um die Jahreswende 1913/14 mit Festgottesdiensten und Schulfeiern aufwändiger als jeder frühere begangen. Die Beendigung des Herrschaftsprovisoriums und die Attraktivität und Legitimationskraft des Königstitels wurden gezielt für eine Integration um die Dynastie eingesetzt. Kein hohes Kirchenfest, keine Frühjahrsparade, keine der sich häufenden Kunst- und Industrieausstellungen verging, ohne dass die königliche Familie sich der Öffentlichkeit zeigte.301


Der bayerische Monarch repräsentierte die Staatspersönlichkeit seines Königreichs. Er stellte das integrative Potenzial dar, das den Zusammenhalt der einzelnen Landesteile und gesellschaftlichen Gruppen gewährleistete. Durch ein großes Instrumentarium symbolischer Akte, Zeremonien und Formeln wurde seine Rolle als Inhaber der Staatsgewalt im öffentlichen Bewusstsein verankert; von der Thronrede bei der Landtagseröffnung bis zu den Auffahrten der königlichen Familie beim Münchner Oktoberfest, von Hofbällen bis zur Verleihung von Ehrenrängen und Verdienstorden, von Militärparaden und Manövern bis zu Königsreisen. Die bürgerliche Gesellschaft erwartete vom König ein im weitesten Sinne bürgerliches Verständnis seiner Aufgabe: Fleiß, öffentliche Präsenz, Aufmerksamkeit, Pflichterfüllung, Entscheidungsfähigkeit.302 Gerade die Beteiligung des Publikums förderte den Prozess der Nationalisierung der Monarchie. Die inszenierten Rituale und Feste waren wesentlich auf Integration nach innen ausgerichtet.303


Unter den Bedingungen des Nationalstaats spielte die Sichtbarkeit von Herrschaft für die Integration der Gesellschaft eine bedeutende Rolle. Macht und Prestige mussten in repräsentativer Form auf einer nationalen Bühne anschaulich gemacht werden. Die Monarchie bewegte sich in einer nationalen, bürgerlich-industriellen, massenmedial vernetzten Gesellschaft, daher wandelten sich die Formen ihrer Selbstdarstellung und Herrschaftslegitimation. Ein engmaschiges Kommunikationsnetz garantierte die symbolische Herrschaftsdarstellung. In Anknüpfung an barocke Formen und gestützt auf die ihr zur Verfügung stehenden Mittel entwickelte die Monarchie einen Stil werbender Selbstdarstellung. Die Auslegung der Auftritte wurde auf einem politischen Massenmarkt verhandelt, daher waren diese durch den königlichen Hof sorgfältig arrangiert, um Interpretationen durch Dritte, die den Intentionen der Beteiligten zuwiderliefen, möglichst keinen Raum zu lassen. Auf der Empfängerseite existierte ein Bedürfnis nach Repräsentation, was sich nicht nur in der Beteiligung des Straßenpublikums äußerte. Monarchische Auftritte waren nicht ausschließlich ein Instrument der Herrschaft, sondern auch ein Teil der Unterhaltungsindustrie, der Waren- und Konsumwelt.304


Im Kern des dynastischen Festprogramms standen Kirchen- und Hoffeiern, welche sich am Standardrepertoire der höfischen Festkultur orientierten. Festgottesdienste, Kirchenprozessionen, höfische Empfänge, militärische Ehrendienste, Bälle und Festaufführungen blieben konstante Elemente monarchischer Selbstdarstellung. Schulische Festakte und militärische Beteiligung wurden kontinuierlich erweitert und reglementiert. Durch bürgerliche Beiträge, welche Elemente der Volksfeste und der politischen Festkultur in die Monarchiefeiern hineintrugen, wurden die Festprogramme ausgeweitet. Vereine und Korporationen in bayerischen Städten beteiligten sich mit Illuminationen, musikalischen Festbeiträgen, Gedenkschriften und Königsdenkmälern an Feierlichkeiten des Hofes. Mit dem Oktoberfest als zentralem Landwirtschaftsfest, das in enger Verbindung zum königlichen Haus entstanden war, verfügte die Residenzstadt München bereits seit 1810 über ein Volksfest, dessen Popularität für die Inszenierung der bayerischen Dynastie genutzt wurde.305


Entsprechend ihrer Position nahmen die drei Dutzend männlichen und weiblichen Mitglieder des Königlichen Hauses Aufgaben in der Repräsentation der bayerischen Monarchie wahr. Den unzähligen Einladungen zu Wohltätigkeitsveranstaltungen, Jubiläen, Einweihungen, Sportveranstaltungen und ähnlichem konnten König Ludwig III. und seine Gattin Marie Therese trotz hoher öffentlicher Präsenz nicht immer persönlich nachkommen. Fast täglich standen Einweihungen von Erholungsheimen, Denkmalenthüllungen, Kirchenfeiern, Grundsteinlegungen, Festbälle und Benefizkonzerte an, aber auch sportliche Ereignisse wie der Staffellauf des Leichtathletikverbands, Reitermeisterschaften oder das Militärflugfest des Aeroklubs erforderten die Teilnahme des Königshauses. Das Königspaar ließ sich bei eigener Verhinderung zumeist durch Kronprinz Rupprecht, Prinz Franz, Prinzessin Adelgunde und Prinz Alfons vertreten, selten auch durch einen der Staatsminister.306
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Abbildung 6: Oktoberfest 1913 – Vorführung prämierter Tiere vor dem Königszelt unter den Augen des Prinzregenten Ludwig





Die Kombination traditioneller Huldigungsrituale mit Elementen der Nationalfeiern und Stadtjubiläen präsentierte die Monarchie nicht nur mit innovativen Mitteln, sondern verwischte zunehmend die Grenze zwischen höfischer und öffentlicher Feier. Die Hauptakteure waren neben dem Herrscher die Kirche sowie die Armee. Erstere trug dazu bei, die Monarchie in der Tradition des Gottesgnadentums im Bund von Thron und Altar zu legitimieren, letztere verkörperte die Herrschergewalt sowie den kriegerischen Herrschermythos. Schließlich repräsentierte auch die Bürokratie die monarchische Herrschaft, die öffentlich jedoch im überlieferten Fürstendienerstil personell und zeremoniell deutlich hinter Herrscher, Kirche und Armee zurücktrat. Der Zweck all dessen war der Kern der bayerischen Staatsidee: Der Patriotismus. Diese klassische Loyalität zu Staat und Herrscher war nach und nach auf den bürokratischkonstitutionellen Staat übertragen und zum monarchischen Konservatismus ausgebaut und systematisiert worden.307


Straßen, Plätze, Brücken und Anlagen, Schulen, Krankenhäuser und Museen, selbst Kirchen wurden nicht nur mit dem Namen des Königs, sondern auch anderer Angehöriger der königlichen Familie versehen. Das Herrscherbild auf Münzen und Briefmarken symbolisierte nicht nur ein Hoheitsrecht der Bundesfürsten, sondern stärkte gleichzeitig den monarchischen Gedanken. Nicht nur in Schulbüchern war der Anteil monarchiebezogener Stoffe beträchtlich, auch auf gehobenem wissenschaftlichem und publizistischem Niveau existierte umfangreiche Literatur über Aufgaben, Wesen und Vorzüge der Monarchie.308


Protest kam während monarchischen Inszenierungen fast nie vor. Widerspruch beschränkte sich auf zwei Varianten, die das Ritual kaum berührten. Die Gruppierungen, die die Herrschaftsordnung grundsätzlich ablehnten, verurteilten die Huldigungen in ihren publizistischen Organen. Zudem stimmten sie in den Körperschaften, in denen sie vertreten waren, gegen die Bewilligung von Geldern für die monarchischen Spektakel. Da die ablehnenden Stimmen eine Minderheit darstellten und die Kosten der Inszenierungen nicht oder nur zum Teil der parlamentarischen Kontrolle unterlagen, wirkte sich diese Opposition nicht auf die Festlichkeiten aus.


Die andere Möglichkeit des Widerspruchs, nämlich Aufrufe sozialistischer Parteiführer, den Inszenierungen fernzubleiben, entzog dem Schauspiel potenziell das Publikum. Dennoch folgten die Arbeiter diesen Aufrufen nicht unbedingt. Ebenso wenig hielt die Distanzierung vom monarchischen ‚Byzantinismus‘ die bürgerlichen Zuschauer davon ab, sich zahlreich am Straßenrand zu versammeln, wenn der Landesfürst sich präsentierte. Spärliches Publikum verwies nicht auf politischen Protest, sondern auf mangelndes Interesse. Besonders die hauptstädtische Öffentlichkeit zeigte sich wählerisch, was den Sensationswert der Inszenierungen anging, zumal zahlreiche andere Unterhaltungsformen existierten. Die Massenveranstaltungen unter Beteiligung der Bundesfürsten verliefen gewöhnlich reibungslos, was zum Teil an der Anwesenheit von Polizei und Militär lag. Entscheidender für die Attraktivität der Veranstaltungen war jedoch die Theatralisierung des Geschehens.309


HOF UND GESELLSCHAFT


Um die königliche Familie und die Hofstäbe gruppierte sich die so genannte Hofgesellschaft. Die bayerische Hofrangordnung bestimmte die Reihen- und Rangfolge der bei Hofe zugelassenen, „courfähigen“ Personen. Die mentalitätsprägende Kraft des bayerischen Hofes im Bürgertum war ungewöhnlich stark und erklärt den verbindenden Mechanismus zwischen Monarch, Adel, Beamtentum, Wirtschaftsbürgertum und Offizierskorps. Elemente einer adeligbürgerlichen Annäherung sind unverkennbar: Sobald ein Bürger sich durch wachsenden Reichtum weit genug von seiner leistungsbedingten Existenz entfernt hatte, suchte er in der Regel die Nähe zum Hof. Durch äußerliche Zeichen wie Orden, Adelstitel und fideikommissarischen Besitz wurde versucht, einen Platz in der aristokratischen Lebenswelt zu erlangen. Äußeres Zeichen war die Vorstellung bei Hofe, die als Endpunkt des Strebens um gesellschaftliche Anerkennung verstanden werden kann. Hofrang, Etikette, adelige Interessen und Orden waren für die bürgerliche Oberschicht von elementarem Interesse.310


Die Stellung einer Familie nach dem Hofzeremoniell311 ließ unmittelbare Schlüsse auf den Einfluss dieser Familie in Gesellschaft, Wirtschaft und Politik zu. Der Historiker Karl Alexander von Müller schrieb, das „Leben des Münchner Hofs […] zeigte […] eine eigenartige Verbindung von volkstümlicher Natürlichkeit und prunkhaft strenger Etikette, die einer uralten Doppelanlage der Wittelsbacher […] entsprach.“ Da man „das ganze kulthafte Tabu des abwehrenden spanisch-burgundischen Zeremoniells“ beibehielt, galt es als schwieriger, am Münchner als am Berliner Hof empfangen zu werden.312 Die Mitglieder der Hofgesellschaft blieben bei aller Exklusivität nicht unter sich, sondern suchten im Gegensatz zur Berliner Hofgesellschaft in Zirkeln, Salons, Festen und geselligen Veranstaltungen die Nähe zu anderen gesellschaftlichen Gruppen.313


Hoftitel, Orden, Auszeichnungen oder Adelserhebungen gehörten zum klassischen Arsenal der symbolischen Formen, die der Monarchie zur Verfügung standen.314 Häufig waren sie nicht an Privilegien oder ein mit der Auszeichnung verbundenes Einkommen gebunden. Weite Teile der bürgerlichen Gesellschaft waren an der Teilhabe am Glanz des Hofes durchaus interessiert, wenngleich der adelige Offizier und Höfling in Bayern nicht im gleichen Maß zum gesellschaftlichen Leitbild wurden wie etwa in Preußen.315 Die Verbindung zur übrigen Gesellschaft wurde durch die gesellige Funktion der Adelspaläste in München und der zahlreichen Wohnsitze überall im Land gestärkt. Gerade in diesen Verbindungen und Beziehungen zeigt sich der enge Kontakt des Hofes und der Hofgesellschaft zur übrigen Welt.316 Das Ansehen des Hofes ruhte in seiner prinzipiellen Offenheit. Der bayerische Hof war zu Beginn des 20. Jahrhunderts eine Institution, die in hohem Maße wirtschaftliche, gesellschaftliche und politische Chancen verteilte.317


Bezüglich der Nobilitierungspraxis erklärte Ludwig, „dass in der Erledigung dieser Angelegenheiten nach den bisherigen Grundsätzen verfahren werden solle.“318 Reichtum war zur Verleihung des Adelsprädikats und schließlich zur Erlangung höherer Adelstitel unabdingbar. Trotz umfangreicher Stiftungen mussten hohe Gebühren entrichtet werden. Der Herausgeber der „Insel“, der Bremer Multimillionär Alfred Walter (von) Heymel, ersuchte seiner Frau zuliebe um den bayerischen Adel und bekam ihn 1907 verliehen. Dazu hatte er eine Dotation in Höhe von einer Million Mark zu leisten. Die „Schatullengelder“ für die Erhebung in den Fürstenstand von zwanzigtausend, in den Grafenstand von zehntausend, in den Freiherrnstand von fünftausend, in den Ritterstand von zweitausend und für die Erhebung in den Adelsstand mit dem Titel „von“ in Höhe von eintausend Mark waren zusätzlich zu entrichten.319


Die Bindung an das Königshaus durch Ordensverleihungen betraf indes weit umfangreichere Teile der Bevölkerung. Einen inneren Adelskreis bildeten die Mitglieder des Hausritterordens vom Heiligen Georg. Der Hausritterorden des Heiligen Hubertus, dem Rang nach der wichtigste Orden des Königreiches, wurde hingegen in der Regel nur an regierende Fürsten vergeben. Zur Belohnung militärischer Verdienste wurde der Militär-Max-Joseph-Orden verliehen. Mit dieser Auszeichnung verbanden sich die Erhebung in den Ritterstand sowie eine nicht unerhebliche Pension. Der zivile Verdienstorden der bayerischen Krone stand jedem offen, der sich um das Vaterland besonders verdient gemacht hatte. Mit ihm verband sich der persönliche Adel auf Lebenszeit. Der Verdienstorden vom Heiligen Michael wurde in ähnlichen Fällen vergeben, allerdings ohne Adelsprädikat. Daneben wurde der Maximiliansorden für Wissenschaft und Kunst an jene verliehen, die sich auf diesen Gebieten hervorgetan hatten. Der Kronorden und der Michaelsorden wiesen die höchste Zahl an Mitgliedern vor. Diese beiden, gerade in den unteren Rangklassen, alljährlich massenhaft verliehenen Orden waren Ausdruck des bürgerlichen Wunsches nach Anpassung an die adelig-bürgerliche Oberschicht.320


Daneben gab es spezielle Damenorden. Die Königin stand als Großmeisterin dem Theresien-Orden und dem Sankt-Elisabethen-Orden vor. Letzterer wurde ausschließlich an katholische Damen von altem stiftsmäßigen Adel für hervorragendes soziales Engagement verliehen.321 Die verschiedenen Orden kennzeichneten sichtbar den gesellschaftlichen Rang des Inhabers, waren Merkmal seines sozialen Prestiges und Maßstab für die Anerkennung von Leistungen für die staatlich-politische Ordnung. Im Gegensatz zu Preußen, das weder den Adel auf Lebenszeit noch die Nobilitierung als Voraussetzung zum Hofzutritt kannte, war in Bayern der Kronorden die ausschlaggebende Schwelle auf dem Weg in die Oberschicht.322


Neben Ordensverleihungen und Adelserhebungen spielten Hoftitel eine nicht unerhebliche Rolle. Vom Hof verliehene Titel – etwa der eines Hoffotografen – dienten dazu, aufsteigende Wirtschaftsbürger an den König zu binden. Aberkennungen von Hoftiteln sind nur höchst selten überliefert. Nach offizieller Lesart sollte die Verleihung als Belohnung für den Gewerbetreibenden angesehen werden, der zur Hebung und Ausdehnung seines Geschäfts Ausgezeichnetes geleistet hatte. Die als Hoflieferant zugelassenen Bittsteller durften den Titel nicht nur in ihrem Briefkopf führen, sondern konnten fortan auch das königliche Wappen mit Löwen und Schild auf ihren Firmenschildern und Warenauszeichnungen verwenden. In den Verleihungsbedingungen hieß es, dass mit dem Titel kein Anrecht auf Lieferungen für die Hofhaltung verbunden sei. Daher bezogen sich die Hoffnungen auf die Vergrößerung des Umsatzes durch den Werbeeffekt der Hoflieferantentitel vor allem auf mögliche Kunden aus dem bürgerlichen und adeligen Umfeld.323


VOLKS- UND BÜRGERKÖNIGTUM


Mit den gesellschaftlichen Strukturen wandelten sich die Formen der monarchischen Selbstdarstellung und Herrschaftslegitimation.324 Sofern die Dynastie Gesellschaftspolitik problembewusst anging, kam sie zur Einsicht, dass die Monarchie ein allen Volksschichten zugängliches Zuhause zu gewähren und für eine ausgewogene Berücksichtigung aller Klassen Sorge zu tragen habe. Ludwig III. hob dies verschiedentlich programmatisch hervor. Innerhalb dieses Programms ließen sich jedoch sehr unterschiedliche Akzente hinsichtlich der Kontakte mit der Öffentlichkeit und der Bevorzugung jeweiliger Gruppen als Loyalitätspartner setzen. Parteien oder Interessenverbände waren als Ansprechpartner angesichts der hervorgehobenen Überparteilichkeit der Krone weniger geeignet. Im Umgang mit der ländlichen Bevölkerung wandte sich das Königshaus vor allem den relativ unpolitischen Traditionsverbänden und Schützenkompagnien zu, nicht aber den Christlichen Bauernvereinen oder den scharf oppositionellen Bauernbündlern.325


Die Integrationsprogrammatik der bayerischen Monarchie intendierte die Konstruktion eines homogenen Staats- und Nationalbewusstseins, das in der Person des Monarchen und der königlichen Familie ihren symbolischen Ausdruck finden sollte. Politische Leitideen wie das monarchische Prinzip und die Hervorhebung der Erbmonarchie fanden in der Gestaltung von Inszenierungen ihren Ausdruck, in denen der König als landesväterliche Integrationsfigur den ‚Bund von Fürst und Volk‘ vermitteln sollte.326


Ludwig III. erkannte, dass das Treueverhältnis zwischen dem bayerischen Volk und den wittelsbachischen Fürsten eine Modernisierung nötig hatte. Den Ausweg sah er nicht etwa in Verfassungsliberalisierungen, sondern vielmehr auf der Ebene der politischen Kultur. Der Herrscher propagierte ein Treuekonzept, das neben dem Bürgertum nicht nur bewusst die Bauernschaft integrierte, sondern das auf einer neuen ideologischen Grundlage beruhte. Ludwig deutete Treue nicht mehr als einseitige Angelegenheit, die vom Volk gegenüber dem Monarchen zu erbringen war, sondern betonte vielmehr eine wechselseitige und gemeinsame Treueverpflichtung von Fürst und Volk.327 Der monarchische Kult musste, wenn er erfolgreich bleiben sollte, moderne Elemente adaptieren, um den bürgerlich-industriellen Nationalstaat symbolisch zu verkörpern.328


Festzuhalten ist ganz allgemein, dass neben dem Adel ein beträchtlicher Teil der bürgerlichen Gesellschaft der Gravitation des Hofes unterworfen war. Die Monarchie wandte sich ihrerseits explizit dem Bürgertum zu.329 Die bürgerliche Öffentlichkeit verlangte dem Monarchen gleichsam ein Stück Bürgerlichkeit ab.330 Unter dem Einfluss bürgerlicher Wertmuster wurden dem König aber auch vermehrt bürgerliche Beschreibungen zugemessen. Arbeits- und Pflichtethos, Tugendkatalog und Familienideale der bürgerlichen Gesellschaft wurden zur Beschreibung und Deutung des Königs herangezogen. Er erhielt als Integrationsfigur immer neue Facetten zugeschrieben, um ein für viele Bevölkerungsgruppen anschlussfähiges Angebot darzustellen.331 Demonstrative Volkstümlichkeit und Bodenhaftung bekundete die Darstellung des Königs bei der Bewirtschaftung des landwirtschaftlichen Musterguts in Leutstetten oder bei der Jagd, bei der er als einfacher Jäger dargestellt wurde.332


Eine Begleitschrift zum Besuch des Königspaares in Ansbach im Juni 1914 stellte gar fest: „In seiner schlichten und einfachen Lebensführung, in seinem glücklichen Familienleben, in seiner echten Frömmigkeit und warmherzigen Wohltätigkeit, in seiner gewissenhaften Arbeit und seiner echt deutschen Gesinnung ist es längst ein leuchtendes Vorbild geworden für alle Schichten unseres Volkes. [...] So hoch aber auch die Majestäten über dem Volke stehen, so innig sind sie mit ihm in der Pflege allgemein menschlicher und bürgerlicher Tugenden verbunden.“333


Es ist festzustellen, dass die konstitutionelle Monarchie in allen Milieus, Klassen und Schichten über ein beträchtliches – wenngleich nicht genau quantifizierbares – Prestige verfügte. Nicht nur die bürgerliche Ober- und Mittelschicht, sondern auch die ländlichbäuerliche Bevölkerung und das Kleinbürgertum waren für die monarchischen Inszenierungen empfänglich. Sogar innerhalb des sozialdemokratischen Milieus der großen Industrieregionen wurden der Kaiser und die Bundesfürsten von der Masse der SPD-Anhänger als Personifikationen des als sehr positiv empfundenen patriarchalisch-fürsorglichen Prinzips wahrgenommen, ungeachtet der monarchiekritischen Perspektive der SPD-Eliten.334


Der König, die Königin und etliche Prinzen und Prinzessinnen waren Vorsitzende und Protektoren unzähliger Vereine und Gesellschaften.335 Die vom königlichen Haus übernommenen Schirmherrschaften waren vielfältig und in ihrer Zahl kaum zu überblicken. Ludwig III. hatte sich als Protektor des „Königlich Bayerischen Veteranen- und Kriegerbundes und seiner Mitgliedschaften“ zur Verfügung gestellt, ebenso als Protektor des „Vereins für Hebung der Fluss- und Kanalschifffahrt in Bayern“336 und des „Münchner Schwimmvereins“.337 Marie Therese übernahm neben vielen anderen Schirmherrschaften das Protektorat über den Münchner „Künstlerinnen-Verein“ und über die „Katholische weibliche Jugend“. Letztere war in 156 Vereinen mit über 10.000 Mitgliedern organisiert.338 Ebenso stand sie dem „Witwen- und Waisen-Unterstützungsverein“ als Protektorin vor.339


Kronprinz Rupprecht war Schirmherr vieler Vereine, unter anderem des in Köln ansässigen „Bayern-Vereins 1880 e.V.“340 Sowohl das Geburtsfest als auch der Namenstag des Königs wurden alljährlich im ganzen Land mit Paraden, Festgottesdiensten und Festsoupers, patriotischen Reden und Gesängen in festlich geschmückten Straßen und weiß-blau geschmückten Gebäuden, unter Glockengeläute und Böllerschüssen gefeiert. Die Familienfeiern des Königshauses wurden als festliche Jahres- beziehungsweise Lebenshöhepunkte begangen. Die ‚Landeskinder‘ feierten oder trauerten mit dem als solchem stilisierten ‚Landesvater‘. Dieses patriarchalische Verhältnis wurde gezielt inszeniert.341


Neben traditionellen Formen des Zeremoniells, das durch das strenge spanische Hofprotokoll geprägt war, standen Inszenierungen von Modernität. Ludwig war seit 1903 als Protektor des Vereins „Deutsches Museum von Meisterwerken der Naturwissenschaften und Technik“ wesentlich an dessen Entstehung beteiligt.342 Dem wirtschaftlichen und technischen Fortschritt wurde Tribut gezollt, indem der Herrscher Gewerbeausstellungen eröffnete, Wirtschaftsverbände besuchte und sich durch Fabrikanlagen führen ließ, wo ihm freilich nur die besten Arbeitssäle gezeigt wurden und die Arbeiter zuvor ‚adrett‘ gemacht und durch Freistunden und Geschenke heiter gestimmt worden waren.343 Ebenso wie der Kaiser leistete der König von Bayern durch seine Beschäftigung mit Wissenschaft, Technik und Industrie einen erheblichen Beitrag zum gesellschaftlichen Wandel und unterstützte die gesellschaftliche Emanzipation des Bildungs- und Wirtschaftsbürgertums.344


Die scheinbar bürgerliche, in Wirklichkeit aber aristokratische Lebensform trug dazu bei, Vorstellungen zu fördern, die dem Königtum jenen unpolitischen, konventionellen Anschein verliehen, der es fast allen gesellschaftlichen Schichten und politischen Schattierungen möglich machte, sich als ‚königstreu‘ zu bezeichnen.345 Auch die Besuche von Kegelabenden in den Münchner Pschorr-Bräu-Hallen durch Ludwig III. sowie Stadtspaziergänge in schwarzem Gehrock, Zylinder und goldener Brille trugen zu diesem Bild bei.346 Die Inszenierung von Volkstümlichkeit führte zu einer Wiederbelebung der Verbundenheit der Bevölkerung mit dem Herrscherhaus. Die konkreten Vorschläge und Maßnahmen sind dem Staatsministerium, der Hofverwaltung oder der Geheimkanzlei zuzuschreiben. Der König und die königliche Familie befürworteten dieses Programm nicht nur, sondern setzten es pflichtbewusst um.347


Diese Art der Inszenierung empfand man wiederum mancherorts, angesichts eines noch wirksamen majestätischen Leitbilds, als unaristokratisch und profan.348 Manche Zeitgenossen befremdete die Inszenierung eines scheinbar modernen Volks- und Bürgerkönigtums. Der Schriftsteller und Kulturhistoriker Franz Blei berichtete über die bayerische Königsfamilie: „Das Haus Wittelsbach gehörte nicht zu den reichen Dynastien, und die Familie ist groß. Man musste sparsam leben.“ Wenn Ludwig eine Einladung gab, „wurde Hofbräu und Würstel serviert.“ Bis auf „den abseitigen Rupprecht, den intelligentesten Kopf der zahlreichen Familie, taten die anderen […] ihr möglichstes, sich mit dem Volke gemein zu machen, von keinem strengen Hofzeremoniell darin gehindert. […] Aber es wirkte nicht wie was Besonderes auf das Volk, das seinen Regenten an Sommertagen in den Gassen spazieren sah, den Hut abnehmen, sich mit dem Taschentüchel den Schweiß wischen und zu einem Passanten sagen: ‚Heiß is heut‘.“ 349


Die barock anmutenden klassischeren Formen monarchischer Repräsentation hingegen konnten dort eher befremden als begeistern, wo man für sie kaum prädisponiert war. Auftritte des Königs in einem modernen Industriezentrum, bei denen er unter Kanonendonner und Fanfarenstößen mit wehendem Helmbusch zwischen jubelnden Kindern über einen Blumenteppich durch geschmückte Straßen fuhr, in Generalsuniform mit Gefolge durch Fabrikhallen schritt und goldene Münzen an Kinder verteilte, deren Eltern für einen Bruchteil arbeiteten, rückten den Monarchen ins Operettenhafte. Vor allem in den Einflusszonen der Sozialdemokratie traf der Königskult daher eher auf Unverständnis.350


Dennoch verhielten sich selbst die Sozialdemokraten, eigentlich Gegner des monarchischen Systems, ‚königlich-bayerisch‘. Wenngleich die Monarchie und ihre öffentliche Darstellung innerhalb der Arbeiterbewegung teils sarkastisch bekämpft wurden, so wurde dem Herrscher für seine persönliche Integrität und seine Repräsentationsstrapazen Respekt gezollt. Sogar der „Simplizissimus“ sah in der Dynastie ein wesentliches Element bayerischer Liberalität. Eine Steigerung der Legitimität der monarchischen Herrschaft war langfristig allerdings nur möglich, wenn nicht nur die bürgerliche Oberschicht, sondern die gesamte Gesellschaft politisch und sozial vollwertig eingebunden wurde.351


LANDESREISEN UND ANTRITTSBESUCHE


In der Haupt- und Residenzstadt München war die Monarchie allein schon durch die Anwesenheit und die fast täglichen öffentlichen Auftritte der Mitglieder des Königlichen Hauses präsent.352 Während der Sommermonate residierte der Monarch zudem teils in Schloss Leutstetten am Starnberger See, teils in Schloss Wildenwart am Chiemsee. Mehrfach im Jahr wurden ‚Allerhöchste Jagden‘ im bayerischen Oberland veranstaltet, meist in Oberstdorf, Hohenschwangau, Wildenwart, Hintersee, Berchtesgaden und St. Bartholomä am Königssee. Für den königlichen Gastgeber beinhalteten diese Aufenthalte im Rahmen eines offiziellen Programms repräsentative Pflichten. In Begleitung Ludwigs III. befanden sich das engere Gefolge. Im Umfeld der Jagdaufenthalte fanden Tafeln, Huldigungen und Empfänge der besuchten Gemeinden statt. Schulklassen standen Spalier und trugen dem Monarchen Gedichte vor. Zudem wurden in großer Zahl Auszeichnungen und Geschenke an Bürger verliehen.353


Entsprechend seiner nach dem Regierungsantritt geäußerten Absicht unternahm Ludwig in den beiden Sommern 1913 und 1914 Repräsentationsreisen in die bayerischen Städte und Provinzen.354 Die großangelegte Monarchie-Inszenierung entwickelte sich zu einem touristischen und wirtschaftlichen Standortfaktor. Die zunehmende Konsumierbarkeit und Kommerzialisierung des Feierns förderte die Popularisierung monarchischer Inszenierungen. Die Anreise von Festgästen stellte ein lukratives Geschäft für das städtische Gewerbe dar.355 Die direkte Begegnung mit der Bevölkerung kann in ihrer loyalitäts- und identitätsstiftenden Wirkung kaum überschätzt werden, zumal diese Auftritte stets medial begleitet und multipliziert wurden. Die Zeitungen berichteten überschwänglich. Die Empfänge des Königspaares, der Ablauf der Huldigungen und die Zeitpläne der Feierlichkeiten wurden bis ins Detail beschrieben.356


Mit glänzendem Gefolge zog Ludwig unter Glockengeläut und Trompetenschall durch Fahnenwände und Triumphpforten in die Städte ein, wo sich die Schuljugend, Militär und Landwehr, Vereine, Korporationen und Bürgerschaft zur Huldigung auf die Straße begaben. Empfänge, Ordensverleihungen, Treueauszeichnungen für ‚einfache Menschen aus dem Volk‘, abendliche Serenaden und feierliche Brillantfeuerwerke mit sprühenden Königssymbolen boten die Glanzlichter dieser Besuche. Als Zwischenstation auf den Repräsentationsreisen wurden auch kleinere Orte Schauplatz der Repräsentation und Huldigung, der volksnahen Inszenierung der Herrschaft. Wo immer der Hofzug oder die Karossen langsam durch die festlich geschmückten Dörfer fuhren, konnte die ländliche Öffentlichkeit einen kurzen Blick auf den Glanz der Monarchie werfen. Ländliche oder bürgerliche Vergnügungen begleiteten die hohen Besuche stets. Die Repräsentationsreisen hatten durch Tanz, Musik, Spiele und leibliche Genüsse Volksfestcharakter, was wesentlich zum Erfolg beitrug.357


In einer Zeit des sprunghaft anwachsenden Massenverkehrs zogen die Schauplätze der monarchischen Attraktionen immer mehr Menschen aus einem immer größeren Gebiet an. Die Teilnehmer der Festlichkeiten übten in ihrem persönlichen Umfeld als Multiplikatoren eine vielgestaltige Breitenwirkung aus. Besonders intensiv war dies bei unmittelbar Beteiligten, etwa Paradeoffizieren und Eskorte-Soldaten, den Honoratioren vom Empfangskomitee und den Ehrenjungfrauen, den Preisträgern der Festschießen oder den Vereinsdeputierten. In der Regel kehrten sie mit einem Erinnerungszeichen – Orden und Verdienstmedaillen, Bildern und Broschüren – aus der Hand des Herrschers oder einer Hofcharge nach Hause zurück, welches den Loyalitätsapell an die Dynastie perpetuierte.358


Innerhalb kurzer Zeit absolvierte Ludwig zudem Antrittsbesuche in den Hauptstädten der wichtigsten deutschen Bundesstaaten sowie in Österreich-Ungarn. Als erster stand vom 6. bis 8. März 1913 der Besuch der Reichshauptstadt Berlin an, wo ihm Kaiser Wilhelm II. einen pompösen Empfang bereitete. Unmittelbar zuvor heftete Ludwig sich als Chef seiner Armee den militärischen Rang und die Insignien eines bayerischen Generalfeldmarschalls an, was angesichts des repräsentativen Charakters der Reise angemessen erschien.359 Bei der Ankunft am Anhalter Bahnhof wurde das bayerische Regentenpaar durch Kaiser Wilhelm II. und Kaiserin Auguste Viktoria persönlich empfangen. Den feierlichen Höhepunkt bildete eine Galatafel im Schloss.360


Mit überschwänglichen Worten bekräftigte Ludwig seine Bündnistreue: „Die Wärme des Empfangs, die wir bei euren Majestäten gefunden haben und die uns auch von der Bevölkerung der Reichshauptstadt entgegengebracht worden ist, entspringt den Gefühlen enger unauflösbarer Zusammengehörigkeit, die Deutschlands Fürsten und Völker im Deutschen Reiche eint.“361 Wilhelm II. erwiderte, der bayerische Hausritterorden vom Heiligen Hubertus trage „die Devise ‚In Trau vast‘ (In Treue fest). Möge dieser Wahlspruch ein Symbol sein und bleiben für das Zusammenstehen der Häuser Wittelsbach und Hohenzollern für alle Zeiten.“362


Das bayerische Herrscherpaar besuchte im Mai 1913 die bayerische Pfalz. Nach der Ankunft fanden in Edenkoben ein festlicher Empfang und eine Huldigung statt. Abends wurde in Schloss Ludwigshöhe eine Hoftafel veranstaltet. Dem folgten ein Empfang und eine feierliche Parade in Landau, ein Besuch Frankenthals und Bad Dürkheims. Am 9. Mai zogen Ludwig und Marie Therese in die festlich geschmückte Stadt Kaiserslautern ein, wo das Gewerbemuseum besichtigt wurde. Anschließend ging die Fahrt nach St. Ingbert und Neustadt an der Weinstraße, tags darauf nach Zweibrücken und Pirmasens. Am folgenden Pfingstsonntag stand der Besuch des Historischen Museums der Pfalz sowie der Heiligen Messe im Dom von Speyer an. Ludwigshafen bildete am 12. Mai den Ausgangspunkt für eine Rheinfahrt sowie eine Besichtigung der Walzmühle, bevor am 13. Mai zum Abschluss der Pfalzreise erneut Speyer besucht wurde. Die königlichen Hoheiten wohnten auf Schloss Ludwigshöhe, wo allabendlich Huldigungen und Festtafeln stattfanden.363


Der Pfalzreise folgte ein Besuch Unterfrankens. In Bad Kissingen weihte der Landesvater am 15. Mai das Kurhaus, den so genannten Regentenbau, ein. Zudem zeigte sich das Regentenpaar anlässlich einer Stadtrundfahrt. An die Einwohnerschaft wurden Auszeichnungen und Geschenke verteilt. Am 17. Mai stand die Eröffnung des Luitpold-Museums in Würzburg an, wo man pompös empfangen und durch die beflaggten und geschmückten Straßen zur Residenz gebracht wurde.364 Ende Juli 1913 wurde die Repräsentationsreise mit einem Besuch Nürnbergs und Fürths fortgesetzt. Das Programm folgte den bewährten inszenatorischen Mustern, indem der Herrscher vor einem großen, ihm huldigenden Publikum offene Fahrten durch die feierlich geschmückten Städte unternahm, mehrere Hoftafeln mit geladenen lokalen Ehrengästen abhielt, das Germanische Museum und verschiedene Industrieanlagen besichtigte. Ludwig befand sich auf dieser Reise in Begleitung seiner Gattin sowie fünf seiner Töchter.365 Dem Ersten Bürgermeister Nürnbergs dankte er per Handschreiben: „Wie immer bin ich auch diesmal mit den meinen von der gesamten Einwohnerschaft in treuer Anhänglichkeit empfangen und begrüßt worden. Die Zurufe der Bevölkerung, die glänzenden Veranstaltungen, die Fahrten durch die geschmückte und festlich beleuchtete Stadt, haben Eindrücke in uns wachgerufen, die wir nicht vergessen werden.“366


Die Landesreise, die sich im Jahr 1913 als großer Erfolg herausgestellt hatte, wurde im Folgejahr vom nunmehrigen König Ludwig III. mit großem Aufwand fortgesetzt. Die 800-Jahr-Feier der Burg Wittelsbach bot im Mai 1914 den Anlass für einen Besuch des Königs, der Königin und der Prinzessinnen Adelgunde, Hildegard, Helmtrud und Gundelinde in Aichach und Oberwittelsbach.367 Bei dieser Gelegenheit wurden unzählige Auszeichnungen an lokale Persönlichkeiten – auch an ‚kleine Leute‘ – vorgenommen. Auf der Burg Wittelsbach erhielten neben dem Gutsverwalter und den Bürgermeistern der angrenzenden Orte auch zwei Köchinnen und ein Tagelöhner Auszeichnungen.368


Am 9. Juni 1914 besuchten Ludwig und Marie Therese Augsburg. Es wurde feierlich Einzug in die Stadt gehalten, über die Bahnhofsstraße bis zum Königsplatz durch ein Spalier von 3.500 Feuerwehrmännern, Turnern, Sanitätsmannschaften, Veteranen- und Soldatenvereinen sowie Mittel- und Volksschülern.369 Eine enorme Anzahl an Orden und Auszeichnungen wurden verteilt, unter anderem 51 bronzene Michaelsmedaillen und etliche Michaelsorden IV. Klasse. Etliche Augsburger Wirtschaftsbürger wurden zu Kommerzienräten, Ökonomieräten und Kanzleiräten ernannt, zudem unzählige „Allerhöchste Bilder“ mit persönlicher Unterschrift verteilt.370


Nur wenige Tage später rollte der königliche Tross weiter. Vom 14. bis 16. Juni besuchte das Königspaar mit fünf seiner Töchter die Stadt Regensburg, wo ein großer militärischer Empfang auf dem Programm stand, ebenso wie Rundfahrten, Besichtigungen des Hafens, der Walhalla und des Domes, öffentliche Huldigungen und königliche Tafeln mit der regionalen Prominenz.371 Daran schloss sich eine dreitägige Reise mit einem Salondampfer über Straubing und Deggendorf nach Passau an, bevor es durch das Rottal ging. Auf jeder Station des Dampfschiffes empfingen den König Salutschüsse, Glockengeläute und Ehreneskadronen. In Passau folgte eine weitere Donaurundfahrt entlang der beleuchteten Stadt, bevor zum Abschluss Neuburg am Inn, Pocking, Pfarrkirchen, Eggenfelden, Neumarkt und Vilsbiburg beehrt wurden. Inkognito traf man abends in Landshut ein, von wo aus es zurück nach München ging. 372


Vom 27. bis 29. Juni 1914 weilte der König in den unterfränkischen Städten Ochsenfurt und Würzburg.373 Dem vormaligen Innenminister von Brettreich teilte Ludwig mit, er durfte „Beweise vaterländischer Gesinnung und treuer Anhänglichkeit“ an sich und sein Haus mitnehmen. „Noch nie aber haben diese so großartigen und erhebenden Ausdruck gefunden wie in den verflossenen drei Tagen, wo Stadt und Land und alle Bevölkerungsschichten wetteiferten, die Jahrhundertfeier der Zugehörigkeit Unterfrankens zu Bayern zu einer so eindrucksvollen Kundgebung vaterländischer Begeisterung und bayerischer Königstreue zu gestalten.“374 Angesichts der umjubelten Auftritte hat es den Anschein, als sei die Königsherrschaft im zweitgrößten deutschen Bundesstaat auf eine breitere legitimatorische Basis gestellt worden. Wie tragfähig diese war, musste sich jedoch erst erweisen.


GLÄNZENDE NATIONALE HÖHEPUNKTE


Die Bundesfürsten traten gewissermaßen als Verheißungsträger auf. Wenn man die repräsentativen Anstrengungen der deutschen Monarchenriege bündelt, so wird der von ihnen erhobene Geltungsanspruch deutlich.375 Unzählige repräsentative Großveranstaltungen bildeten in den Jahren 1913 und 1914 die symbolische Bühne für die Bundesfürsten. ‚Nationale Einheit‘ sowie ‚Aufopferung für das Vaterland‘ waren wiederkehrende Motive dieser Jubiläums- und Gedenkfeiern, die für ihre Organisatoren eine breite Repopularisierung der Monarchie bewirken sollten.376 Staats- und Jubiläumsfeiern eigneten sich hervorragend dazu, dauerhaft zur Sichtbarmachung, Legitimierung und Glaubwürdigkeit von Herrschaft beizutragen.377 Im Hinblick auf die Jahre 1913 und 1914 kann man vom beeindruckenden Höhepunkt monarchischer Festkultur im Deutschen Reich sprechen. Das 25-jährige Regierungsjubiläum Kaiser Wilhelms II. und die Erinnerung an die Befreiungskriege gegen das napoleonische Frankreich, die sich zum hundertsten Mal jährten, boten Festanlässe im nationalen Rahmen.378
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